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Kampf um die Weltmacht 
 
Die Weltmachtpolitik der Großmächte 
Die größten Kolonialbesitzer im Jahre 1890 waren (x056/284): >>1. Großbritannien (32,7 
Millionen qkm Fläche), 2. Rußland (17,3 Millionen qkm Fläche), 3. Frankreich (11,0 Millio-
nen qkm Fläche), 4. Deutsches Reich (2,6 Millionen qkm Fläche), 5. Portugal (2,1 Millionen 
qkm Fläche), 6. Niederlande (2,0 Millionen qkm Fläche) und 7. Nordamerika (1,9 Millionen 
qkm Fläche).<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Erfolge des briti-
schen Imperialismus (x281/37): >>Am Vorabend des Ersten Weltkrieges beherrschte das Bri-
tisch Empire rund 20 Prozent der bewohnten Erdoberfläche und der Weltbevölkerung. Jeder 
Engländer hatte damit statistisch über acht Menschen das Sagen, auf jeden Quadratkilometer 
(des) Heimatbodens kamen 100 Quadratkilometer fremden Territoriums.  
Frankreich die zweitgrößte Kolonialmacht der damaligen Zeit, konnte da nicht mithalten. Je-
dem Franzosen stand gerade mal ein Untertan gegenüber. Ein Quadratkilometer französischen 
Bodens wurde durch 18 Quadratkilometer andernorts ergänzt. ...<< 
Frankreich und Rußland schlossen Ende 1893 einen französisch-russischen Zweibund. Dieses 
Militärbündnis sollte in erster Linie ein Gegengewicht zum Dreibund (Deutschland, Öster-
reich und Italien) bilden. 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über das französisch-russische 
Militärbündnis (x307/172-173): >>Die Wurzeln des französisch-russischen Bündnisses sind 
in jener Situation zu suchen, die in Europa nach der Gründung des Deutschen Reiches im Jahr 
1870 entstanden war. Jahrhundertelang war das deutschsprachige Zentrum Europas zersplittert 
und schwach gewesen; auf einmal war es vereint und stark. Seit dem Krieg von 1870 gestalte-
te sich das Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich außerordentlich schwierig.  
Schon das Ausmaß des deutschen Sieges über Frankreich (ein Sieg, den die wenigsten Zeitge-
nossen erwartet hatten) hatte die französische Oberschicht traumatisiert, und eine Krise ausge-
löst, die weit in die französische Kultur hineinreichte; die Annexion Elsaß-Lothringens aber, 
für die sich das Militär vehement ausgesprochen und der deutsche Kanzler Otto von Bismarck 
widerwillig akzeptiert hatte, belastete die französisch-deutschen Beziehungen nachhaltig. El-
saß-Lothringen entwickelte sich zum Heiligen Gral des französischen Revanchekultes, der 
zum Brennpunkt aufeinanderfolgender Wellen der chauvinistischen Agitation wurde.  
Die verlorenen Provinzen waren niemals die einzige treibende Kraft hinter der französischen 
Politik. Aber immer wieder heizten sie die öffentliche Meinung auf und übten ständig Druck 
auf die Entscheidungsträger in Paris aus. Auch ohne die Annexion hätte jedoch schon allein 
die Existenz des neuen Deutschen Reiches die Beziehung zu Frankreich verändert, dessen 
Sicherheit traditionell durch die Zersplitterung des deutschsprachigen Europas garantiert wor-
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den war. 
Nach 1871 mußte Frankreich notgedrungen nach jeder sich bietenden Chance Ausschau hal-
ten, die neue, Angst einflößende Macht an der östlichen Grenze einzudämmen. Eine dauerhaf-
te Feindseligkeit zwischen Frankreich und Deutschland war folglich bis zu einem gewissen 
Grad in dem europäischen Staatensystem vorprogrammiert. Die welthistorische Bedeutung 
dieser Entwicklung kann gar nicht hoch genug veranschlagt werden. Die Beziehungen unter 
den europäischen Staaten sollten künftig von einer neuen, bislang unbekannten Dynamik er-
faßt werden. 
In Anbetracht der Größe und des militärischen Potentials des neuen Deutschen Reiches lautete 
das Hauptziel der französischen Außenpolitik zwangsläufig die Eindämmung Deutschlands 
durch die Bildung eines antideutschen Bündnisses. Der attraktivste Partner für eine derartige 
Partnerschaft war, trotz des völlig andersartigen politischen Systems, Rußland. Wie James B. 
Eustis, der ehemalige amerikanische Botschafter in Paris, im Jahr 1897 beobachtete, stand 
Frankreich "einer von zwei Wegen offen, entweder selbstbewußt und unabhängig bleiben und 
sich auf die eigenen Ressourcen bei der Begegnung jeder Gefahr stützen ... oder ein Bündnis 
mit Rußland anstreben, die einzige Macht, zu der es Zugang hatte."  
Falls es soweit kommen sollte, sähe sich Deutschland der Gefahr eines potentiell feindlichen 
Bündnisses an zwei separaten Fronten gegenüber.<< 
Alfred von Tirpitz (1849-1930, ab 1892 Stabschef des Oberkommandos der Marine, von 
1897-1916 Staatssekretär des Reichsmarineamtes) schrieb im Februar 1896 über den Aufbau 
einer deutschen Flotte (x239/199): >>Unserer Politik fehlt bis jetzt vollständig der Begriff der 
politischen Bedeutung der Seemacht. Wollen wir aber gar unternehmen, in die Welt hinaus-
zugehen und wirtschaftlich durch die See zu erstarken, so errichten wir ein gänzlich hohles 
Gebäude, wenn wir nicht gleichzeitig ein gewisses Maß von Seekriegsstärke uns verschaffen.  
Indem wir hinausgehen, stoßen wir überall auf vorhandene oder in der Zukunft liegende Inter-
essen. Damit sind Interessenkonflikte gegeben. 
Wie will nun die geschickteste Politik ... etwas erreichen ohne eine reale, der Vielseitigkeit 
der Interessen entsprechende Macht?  
Weltpolitische vielseitig ist aber nur die Seemacht. Darum werden wir, ohne daß es zum Krie-
ge zu kommen braucht, politisch immer den kürzeren ziehen (solange keine Seemacht be-
steht). ...<< 
Kaiser Wilhelm II. erklärte am 18. Juni 1897 während einer Rede (x237/211): >>... Der Drei-
zack (Sinnbild der Herrschaft über das Meer) gehört in unsere Faust. ...  
So ist es Mein Wunsch, daß Gott es Mir verleihen möge, ... der Welt den Frieden zu erhalten, 
der ja erst existiert, seitdem das Deutsche Reich wieder da ist, desgleichen aber nach außen 
die Ehre des Reiches in jeder Weise hochhalten zu können, unserer vaterländischen Arbeit 
und der Industrie der produzierenden Stände, die Absatzgebiete zu sichern und zu erhalten, 
die wir brauchen.<< 
Bernhard Fürst von Bülow (1849-1929, seit 1874 im diplomatischen Dienst, später Staatsse-
kretär im Auswärtigen Amt, 1900-09 Reichskanzler, 1914-15 Sonderbotschafter in Wien) er-
läuterte am 6. Dezember 1897 in einer Rede vor dem Reichstag die Machtansprüche des 
Deutschen Reiches (x056/308, x073/28): >>Die Zeiten, wo Deutsche dem einen seiner Nach-
barn die Erde überließ, dem anderen das Meer und sich selbst den Himmel reservierte, wo die 
reine Doktrin wohnt, diese Zeiten sind vorüber. ...<< 
>>... Wir müssen verlangen, daß der deutsche Missionar und der deutsche Unternehmer, die 
deutschen Waren, die deutsche Flagge und das deutsche Schiff in China geradeso geachtet 
werden wie diejenigen anderer Mächte. ... Wir sind endlich gern bereit, in Ostasien den Inter-
essen anderer Großmächte Rechnung zu tragen, in der sicheren Voraussicht, daß unsere eige-
nen Interessen gleichfalls die ihnen gebührende Würdigung finden.  
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Mit einem Wort: Wir wollen niemand in den Schatten stellen, aber wir verlangen auch unse-
ren Platz an der Sonne.<< 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die damalige Weltpolitik 
des Deutschen Reiches (x307/207-208): >>... Die konkreten Errungenschaften der Weltpolitik 
nach 1897 fielen entsprechend bescheiden aus, insbesondere gemessen an den Eroberungen 
der Vereinigten Staaten:  
Während sich Deutschland die Marianen und die Karolineninseln, einen Teil Samoas und den 
kleinen Brückenkopf Kiautschou an der chinesischen Küste sicherte, führten die Vereinigten 
Staaten gegen Spanien einen Krieg um Kuba und verleibten sich in dessen Verlauf 1898 die 
Philippinen, Puerto Rico und Guam ein; sie erklärten im selben Jahr Hawaii offiziell zu ihrem 
Besitz und führten auf den Philippinen einen häßlichen Kolonialkrieg (1899-1902), der zwi-
schen 500.000 und 750.000 Filipinos das Leben kostete.  
Ferner erwarben sie 1899 einen Teil der Samoa-Inseln und bauten anschließend einen Kanal 
durch die mittelamerikanische Landenge, unter dem Schutz einer Kanalzone unter eigener 
Verwaltung, die, wie der Außenminister ausdrücklich betonte, auf dem Kontinent Südamerika 
"de facto souverän" sei.<< 
Nach Erschließung des Kontinents strebte die neue Großmacht USA ab 1897 die systemati-
sche Ausweitung ihres politischen und wirtschaftlichen Machtbereiches an (x233/121): >>... 
Ob wir wollen oder nicht, die Amerikaner müssen jetzt nach außen zu schauen beginnen.  
Die wachsende Produktion des Landes fordert es. Die Stimmung der Öffentlichkeit fordert es 
in steigendem Maß. Die Lage der USA zwischen 2 alten Welten und 2 großen Ozeanen erhebt 
denselben Anspruch. ...<< 
Nach dem ungeklärten Untergang des US-Schlachtschiffes Maine im Hafen von Havanna tra-
ten die Vereinigten Staaten von Amerika im April 1898 in den Krieg gegen Spanien ein.  
US-Präsident William McKinley begründete am 11. April 1898 vor dem Kongreß den geplan-
ten Krieg gegen Spanien (x056/135): >>Die Gründe für ein Eingreifen können wie folgt zu-
sammengefaßt werden: 
1. Im Namen der Menschlichkeit und um Grausamkeiten, Blutvergießen, Hungersnot und ent-
setzliche Leiden zu beenden. ... 
2. Wir schulden unseren Bürgern in Kuba jenen Schutz und jene Sicherung ihres Lebens und 
Eigentums, die keine dortige Regierung gewähren kann oder will. ... 
3. Die Einmischung wird gerechtfertigt durch den schweren Schaden, den unsere Geschäfte 
und Handelsbeziehungen durch die mutwillige Zerstörung von Eigentum und die Verwüstung 
der Insel erleiden. 
4. Die gegenwärtige Lage in Kuba ist eine ständige Bedrohung unseres Friedens. ... 
Ich fordere daher den Kongreß auf, dem Präsidenten die Vollmachten zu übertragen, die nötig 
sind, um eine endgültige Beendigung der Feindseligkeiten zwischen der spanischen Regierung 
und dem kubanischen Volk zu erreichen. ...<< 
Der Krieg gegen Spanien (ab April 1898) und die Annexion der Hawaii-Inseln (8 größere und 
23 kleinere Inseln mit dem späteren Flotten- und Flugstützpunkt Pearl Harbor) im Juli 1898 
leiteten den US-Imperialismus in Übersee ein.  
Mit dem Krieg gegen Spanien und der gewaltsamen Übernahme der Hawaii-Inseln begann im 
Jahre 1898 die sog. "US-Weltpolitik". In Mittel- und Südamerika beeinflußte Amerika an-
schließend außerdem große Gebiete durch riesige Kapitalinvestitionen ("US-Dollardiploma-
tie"). Die USA ließen die mittel- und südamerikanischen Länder zwar unabhängig, aber sie 
übten durch ihre Finanzkraft überall enormen Einfluß und Druck auf ihre hoffnungslos unter-
legenen Nachbarn aus.  
Der US-Senator Albert J. Beveridge (1862-1927) berichtete im Jahre 1898 über die zukünftige 
Außenpolitik der USA (x237/211, x239/188): >>Mitamerikaner!  
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Wir sind Gottes auserwähltes Volk. ... Es liegt an uns, der Welt ein Beispiel von Recht und 
Ehre zu geben. ...  
Wir können uns nicht von irgendeinem Stück Land zurückziehen, wo die Vorsehung unser 
Banner entfaltet hat. An uns ist es, jenes Stück Land für die Freiheit und Zivilisation zu retten. 
...<< 
>>... Amerikanische Fabriken stellen mehr her, als für die Versorgung des amerikanischen 
Volkes notwendig ist. Die amerikanische Erde erzeugt mehr, als es verzehren kann. Das 
Schicksal hat uns unsere Politik vorgeschrieben: Der Handel der Welt muß und wird unser 
sein. Und wir werden ihn bekommen. ...  
Wir werden in der ganzen Welt Handelsniederlassungen als Umschlagplätze für amerikani-
sche Waren gründen. Unsere Handelsflotte wird bald über den ganzen Ozean fahren. Wir 
werden eine Kriegsmarine aufbauen, die unserer Größe entspricht. Aus unseren Handelsnie-
derlassungen werden Kolonien erwachsen, die sich selbst regieren, unsere Flagge führen und 
mit uns Handel treiben.  
Auf den Bahnen des Handels werden unsere Institutionen unserer Flagge folgen. Und das a-
merikanische Recht, die amerikanische Ordnung, die amerikanische Zivilisation und die ame-
rikanische Flagge werden an bis dahin blutigen und unkultivierten Ufern Fuß fassen, Ufern, 
die durch diese Werkzeuge Gottes aber von nun an schöner und zivilisierter werden. ...<< 
Der ehemalige US-Innenminister Carl Schurz kritisierte damals den nordamerikanischen Im-
perialismus (x239/188): >>Wir meinen, daß die Politik des Imperialismus die Freiheit bedroht 
und zum Militarismus führt, einem Übel, vor dem wir uns bisher in rühmlicher Weise frei-
gehalten haben.  
Wir bedauern, daß man im Lande Washingtons und Lincolns ausdrücklich darauf hinweisen 
muß, daß alle Menschen unabhängig von ihrer Rasse und Hautfarbe ein Recht auf Leben, 
Freiheit und persönliches Glück haben.  
Wir behaupten, daß Regierungen ihre Macht nur aus der Zustimmung der Regierten ableiten 
können. Wir halten daran fest, daß die Unterwerfung irgendeines Volkes ein "verbrecherischer 
Angriff" ist und eine offene Mißachtung der entscheidenden Grundsätze unserer Verfassung. 
Wir verurteilen daher nachdrücklich die Politik der Regierung gegenüber den Philippinen. 
...<<  
Der Krieg gegen die Militärmacht USA führte im Jahre 1898 schließlich zur militärischen 
Niederlage Spaniens ("El Desastre"). Nach der Vernichtung der spanischen Flotte mußten die 
Philippinen, Puerto Rico und Guam an die Vereinigten Staaten von Amerika abgetreten wer-
den. Kuba wurde zum Protektorat (Schutzgebiet) erklärt und bis 1909 von US-Gouverneuren 
verwaltet. Der spanisch-amerikanische Krieg wurde durch den Frieden von Paris (1898/99) 
beendet.  
Der Krieg mit den USA liquidierte schließlich die spanische Kolonialmacht und führte zur 
vollständigen Auflösung des spanischen Reiches in Übersee. Die verlorenen Kolonien und die 
Niederlage im spanisch-amerikanischen Krieg verletzten nicht nur den ausgeprägten National-
stolz der Spanier, sondern sie belasteten auch nachhaltig die spanische Innenpolitik. Die Span-
nungen innerhalb der spanischen Bevölkerung verschärften sich und das Ansehen der Regie-
rung ging weitgehend verloren. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den Krieg der USA gegen Spanien im Jahre 1898 (x068/154-156): >>... Am 15. Februar 
1898 zerreißt das zum Schutz amerikanischer Bürger und Besitzungen nach Kuba komman-
dierte Linienschiff "Maine" im Hafen von La Habana (Havanna) eine Explosion. Sie wurde 
bis heute nicht geklärt.  
Erwägt man jedoch, was die US-Führung durch den Angriff auf Pearl Harbor 1941 den Japa-
nern bewußt geopfert hat, um einen eklatanten Kriegsgrund zu bekommen: 19 Schiffe, 150 
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Flugzeuge, 2.335 Soldaten und 68 Zivilisten, so ist dagegen der Verlust eines lächerlichen 
Linienschiffes und der Tod von 260 Seeleuten gewiß nichts, was die kriegslüsterne US-Clique 
nicht jederzeit gelassen hätte preisgeben können. 
... Während der Kongreß im März 1898 fünfzig Millionen Dollar für neuerliche Aufrüstung 
bewilligt, bekunden die USA durch den Geschäftsträger in Madrid ihren Friedenswillen und 
erklären, keine territorialen Ziele in Kuba zu verfolgen. (Die ganze Aktion – erinnert sie nicht 
an das diplomatische Manöver vor dem Kuwait-Konflikt 1991, als man Saddam in die Falle 
lockte?) 
Die spanische Regierung telegrafiert am 10. April ihr Einverständnis mit den amerikanischen 
Bedingungen nach Washington – und am nächsten Tag erbittet McKinley vom Kongreß eine 
"machtvolle Intervention" zur Wiederherstellung des Friedens in Kuba. Wenige Tage darauf 
wird der Präsident ermächtigt, die Armee einzusetzen, gleichzeitig geht ein Ultimatum an 
Spanien, die Blockade von Kuba wird eingeleitet, die Aufstellung einer Freiwilligen-Armee 
von 200.000 Mann, und noch im April befinden sich die USA im Krieg, den Spanien um ei-
nen hohen Preis gern vermieden hätte. 
Theodore Roosevelt aber jubelt jetzt über die "Amerikanisierung der Welt", nennt sie "unser 
Schicksal" und prägt schließlich seine berüchtigte Maxime: "Sprecht sanft und tragt immer 
einen großen Knüppel bei euch, und ihr werdet es weit bringen" – Friedensnobelpreis 1906. 
(Gewiß nicht deshalb, Aber trotzdem!) 
Die USA verfochten selbstredend die hehrsten Ziele im Krieg: sie wollten Kuba vom Kolonia-
lismus, von der spanischen Despotie befreien. Nur ganz nebenbei wollten sie natürlich auch 
die sozialen Konflikte im eigenen Land dämpfen, wollten sie neue Absatzmärkte, Rohstoff-
quellen, neue Plantagen, mehr Einfluß in der Karibik, im Pazifik, überhaupt etwas mehr 
Macht in der Weltpolitik. 
Und alles bekamen sie. Und fast kinderleicht. Ihre Führung warf mehr als 274.000 Mann ins 
Treffen und war besonders zur See, wo sich der Konflikt hauptsächlich abspielte, weit überle-
gen. Ihre Marine, die drittstärkste der Welt, galt als schlagkräftig, gut ausgebildet. Sie siegt in 
der Karibik sowie vor den Spanischen Philippinen im Pazifik. ... 
Wieder einmal sind sie sichtlich von Gott gesegnet, der Krieg ist entschieden. Schon am 20. 
Juni hatte man Guam eingenommen. Am 7. Juli annektierte man Hawaii. Einige Wochen spä-
ter besetzt man Puerto Rica und Manila auf den Philippinen, die Spanien trotz allen Sträu-
bens, im Frieden von Paris am 10. Dezember 1898 für 20 Millionen Dollar an die USA abtre-
ten muß. Diese bekommen außerdem Puerto Rico, die Pazifikinsel Guam und eine Art Auf-
sichtsrecht über Kuba, auf das Spanien, das auch die Schulden von 400 Millionen Dollar ü-
bernehmen muß, alle Ansprüche verliert.<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die nordamerikanische Aus-
dehnungspolitik (x057/179-180): >>Schon nach dem Sezessionskrieg (1861-65) begann ein 
neuer Abschnitt der amerikanischen Ausdehnung (Kauf Alaskas vorn Rußland 1867). Gegen 
Ende des Jahrhunderts erwachte die Machtpolitik von neuem.  
Die Monroelehre (1823) wurde durch den Panamerikanismus ersetzt (seit 1889), der den poli-
tischen und wirtschaftlichen Zusammenschluß aller amerikanischen Staaten unter Führung der 
Vereinigten Staaten erstrebte. Die Hauptziele der nächsten Jahre waren die Herrschaft über 
den Golf von Mexiko und den Stillen Ozean. Durch die Eroberung Kubas und Puerto Ricos 
sicherten sich die Vereinigten Staaten die Verbindung mit Südamerika. Mit dem Erwerb der 
Hawaii-Inseln erlangten sie einen wichtigen Stützpunkt im Stillen Ozean und mit den Philip-
pinen (1898) großen Einfluß in Ostasien. Dadurch war der Gegensatz zu Japan gegeben. 
Um ihre außenpolitische Stellung zu verstärken, bauten die Amerikaner eine große Kriegsflot-
te und den Panamakanal (1914 fertig), die kürzeste Verbindung zwischen dem Atlantischen 
und Stillen Ozean. Um den Kanal ganz in seine Hand zu bekommen, veranlaßte Amerika die 
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Loslösung der Republik Panama (1903) von Kolumbien und gewann auch in den übrigen mit-
telamerikanischen Republiken Einfluß (besonders in Nicaragua). 
So suchten die Vereinigten Staaten nicht nur den Raum des amerikanischen Festlandes poli-
tisch und wirtschaftlich zu beherrschen, sondern sie traten zugleich in die Weltpolitik ein, 
wodurch die Union immer mehr in die außeramerikanischen Verwicklungen hineingezogen 
wurde.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den US-Imperialismus in Süd-Ostasien (x068/156-158): >>... Vor der Besetzung der 
Philippinen, so erzählt Präsident William McKinley (1897-1901) im Weißen Haus methodi-
stischen Geistlichen, habe er in mehr als einer Nacht auf den Knien Gott den Allmächtigen 
um Erleuchtung gebeten. Also fand er auch die Lösung.  
Weder durften die Philippinen an Spanien zurückgegeben noch den Franzosen oder Deutschen 
überlassen werden. All dies wäre "ein schlechtes Geschäft" gewesen, fand McKinley, von 
Gott erleuchtet. Nein, William McKinley hatte keine andere Wahl, "als die Philippinen zu 
nehmen und die Filipinos zu erziehen, zu erhöhen und zu zivilisieren und mit Gottes Hilfe das 
Beste an ihnen zu tun, denn sie sind ja auch Menschen, und auch für sie ist Christus gestor-
ben. Und dann ging ich ins Bett, um zu schlafen, und ich schlief gut." 
Seinesgleichen schläft wohl immer gut. Gut schlief auch Truman, laut Selbstbekenntnis, nach 
dem Abwurf der Atombomben auf Japan. Ein gutes Gewissen ist nun einmal ein gutes Ruhe-
kissen. Zumal für Christen. Zumal für US-Christen. Zumal für US-Christen, die US-Präsiden-
ten sind. 
Während des Krieges werden 200.000 Filipinos umgebracht - nicht zimperlich. Gelegentlich 
töten die US-Helden für einen Amerikaner rund tausend Einheimische. Derart rächt man zum 
Beispiel einen erschossenen Krieger, dem man den Bauch aufgeschlitzt hatte. "Sofort erhiel-
ten wir Befehl", meldet ein Soldat seinen Eltern nach New York, "den Ort niederzubrennen, in 
dem das geschehen war, und jeden Einheimischen zu erschießen, der sich blicken ließ. Unge-
fähr 1.000 Männer, Frauen und Kinder wurden anschließend als getötet gemeldet. Ich fühle 
mich großartig, wenn ich mein Gewehr auf dunkle Haut richte und den Abzug drücke." 
Aber noch bei den beginnenden Friedensverhandlungen in Paris Anfang Oktober 1898 ist 
selbst die Meinung der USA über ihre Philippinen-Politik geteilt. Gleichwohl entscheidet sich 
McKinley für die Abtretung. So werden die Philippinen, wo der Guerillakrieg noch bis 1902 
weitergeht, eine Art amerikanischer Kolonialmacht für 47 Jahre! Das paßt zu dem angebli-
chen Selbstregierungsprinzip der USA wie die Faust aufs Auge.  
Doch erklärte vor der Ratifizierung des Pariser Vertrags am 6. Februar 1899 - mit nur einer 
Stimme Mehrheit - Präsident McKinley, die Annexion der Spanien abgenommenen Gebiete 
sei "ein rein altruistischer Entschluß" gewesen. Es gehe den USA "weder um den Besitz eines 
Landes, um Handel, noch um ein Imperium, sondern allein um Menschen", um den Fortschritt 
der Menschheit und der Zivilisation. 
Näher als McKinley, den am 6. September 1901 auf der Pan-American-Exposition in Buffa-
lo/New York der Anarchist Leon Czolgosz niederschießt (worauf Vizepräsident Theodore 
Roosevelt Präsident wird), näher kam der Sache und der Wahrheit der Senator Albert Beve-
ridge, der die Amerikaner eine "erobernde Rasse" nannte und ihren Annexionismus etwas 
nüchterner sah. Doch den Herrn vergaß auch er nicht, als er dazu aufrief, "unserem Blut" zu 
gehorchen, "neue Märkte und wenn nötig neue Gebiete in Besitz" zu nehmen.  
Denn: "Nach Plan des Allmächtigen" müssen "niedergegangene Zivilisationen und verfaulen-
de Rassen zugunsten der höheren Zivilisation des edleren und männlicheren Menschentyps" 
verschwinden. "Die Philippinen gehören uns für immer", rief Beveridge am 9. Januar 1900 
vor dem Kongreß. "Und jenseits der Philippinen eröffnen sich uns die unermeßlichen Märkte 
Chinas. Wir werden auf sie nicht verzichten." 
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Auf die Philippinen verzichteten sie Jahrzehnte später freilich; natürlich nicht aus Selbstlosig-
keit. Nicht etwa der Freiheit der Filipinos, sondern gewisser Wirtschaftsinteressen wegen. 
Man wollte die Agrar-, die Zuckerimporte der Insulaner vom amerikanischen Markt aus-
schließen und auch ihnen selbst die Einwanderung verbieten. Die angekündigte Unabhängig-
keit aber war mit derartigen Rechtswidrigkeiten verbunden, daß sogar Präsident Hoover prote-
stierte. Doch beide Häuser des Kongresses setzten sich mit Zweidrittelmehrheit gegen ihn 
durch und verabschiedeten am 13. Januar 1933 das Haws-Cutting-Act, das zwar die Unabhän-
gigkeit der Philippinen vorsieht, doch erst nach zwölf Jahren; zudem sichern sich die USA das 
Recht auf Militärstützpunkte. 
Nach dem Krieg gegen Spanien wird die nationale Befreiungsbewegung in Kuba, die Unab-
hängigkeitsrevolution, von den USA abgewürgt und durch den Platt-Zusatz zur Verfassung 
von 1901 ihr Interventionsrecht auf Kuba verbrieft, ebenso die Verpachtung des Flottenstütz-
punktes Guantánamo. Überhaupt paßt es zur traditionellen Heuchelei der Vereinigten Staaten, 
daß sie, die einst das Kolonialjoch abschüttelten, nun selber Kolonialmacht wurden, indem sie 
Spanien Puerto Rico und die Philippinen raubten.<<  
Der deutsche Historiker Prof. Klaus Schwabe berichtete später über die Außenpolitik der USA 
(x041/178): >>... Rein äußerlich gehörte es seit dem spanisch-amerikanischen Krieg (1898) in 
den Kreis der Imperialmächte – als Erbe des spanischen Kolonialreiches. ... 
Als ehemalige Kolonie traditionell anti-imperialistisch und unter den Kolonialmächten ohne-
hin Nachzügler, strebten die USA kein formelles Kolonialreich an, sondern ein Informal Em-
pire, eine Einflußzone, in der die "Offene Tür", d.h. das Prinzip des Freihandels gelten sollte, 
wie der Außenminister John Hay, im Interesse des amerikanischen Exports, in mehreren No-
ten 1899/1900 für China forderte.  
Obwohl als Handelsweltmacht somit weltweit engagiert, waren die Vereinigten Staaten eine 
Weltmacht eigener Art. Sie verfügten schon vor 1900 über die drittstärkste Flotte der Welt 
und beanspruchten für sich die Rolle einer Ordnungsmacht in Lateinamerika (Roosevelt-
Corollary vom 6. Dezember 1904 zur Monroe-Doktrin vom 2. Dezember 1823). Doch anders 
als die übrigen Großmächte gehörten sie keiner Bündniskombination an.  
Die von George Washington zuerst ausgesprochene Warnung vor "verstrickenden Bündnis-
sen", die Grundmaxime des amerikanischen Isolationismus, galt noch unangefochten, wenn 
die USA auch, wie z.B. im Russisch-Japanischen Krieg (1904/05) oder in der ersten Marok-
kokrise (1905), als Vermittler zwischen den übrigen Großmächten auftraten.  
Doch entsprach das Gewicht der Vereinigten Staaten als Weltmacht noch nicht deren schon 
damals überragendem Wirtschaftspotential; denn die finanziellen Druckmittel, welche die 
amerikanische "Dollardiplomatie" Lateinamerika gegenüber bereits erfolgreich einsetzte, 
konnten in Europa noch nicht wirken, weil Amerika nach wie vor als Schuldner bei den tradi-
tionellen Kapitalexportländern (Frankreich, Großbritannien, auch das Deutsche Reich) er-
schien. ...<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die "neuen Imperiali-
sten" USA und Deutsches Reich (x281/16-17): >>Am Ende des 19. und zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts meldeten sich auch jene unmißverständlich zu Wort, die sich bisher eher zu-
rückgehalten hatten, Amerikaner und Deutsche. Beide Nationen wollten mitreden, wenn es 
um die Neuaufteilung der Erdkugel ging.  
Die USA, so ihr damaliger Präsident Theodor Roosevelt, müßten "mit sanfter Stimme spre-
chen, aber einen dicken Knüppel in der Hand halten". Der dicke Knüppel war die eigene See-
streitmacht, deren Aufbau er zügig vorantrieb. 
Der deutsche Kaiser Wilhelm II. war bald weit über die Grenzen seines Reiches hinaus be-
kannt als Freund einer Sprache, in der Größenwahn und die Geringschätzung seiner Zeitge-
nossen unverstellt zum Ausdruck kamen. Den widerspenstigen Chinesen, die sich gegen west-
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liche Willkür wehrten, schickte er Soldaten; sie sollten, so rief er den in Bremerhaven an Bord 
gehenden Militärs hinterher, im Reich der Mitte wüten "wie vor tausend Jahren die Hunnen 
unter ihrem König Etzel". 
Das taten sie dann auch. ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtete über das deutsch-britische Verhältnis 
im Jahre 1898 (x283/193-194): >>... Die Konkurrenz verschärfte sich. England fühlte sich seit 
1898 vom deutschen Flottenbau akut bedroht. Das gilt nicht zuletzt für die rasch expandieren-
de zivile deutsche Seefahrt, die den Briten Handelsrouten abnahm, ja ihnen den Rang abzulau-
fen drohte.  
Hätte Berlin hier eingreifen sollen? Welche Regierung der Welt bremst den Aufstieg ihrer 
Wirtschaft, nur um den Neid der Nachbarn zu meiden? Unter der Devise "Rule Britannia, rule 
the waves!" hatten englische Kanonen seit dem 16. Jahrhundert Flotten anderer Seemächte 
konsequent versenkt, so die der Spanier, Franzosen, Holländer und Dänen. Das sollte auch der 
Deutschen blühen. Vielleicht hätte Berlin weniger Kriegsschiffe auf Kiel legen und darauf 
vertrauen sollen, daß die zivile Schiffahrt unbehelligt blieb. Daran aber zweifelte man. 
Mochte Berlin noch so treuherzig versichern, die eigenen Schlachtschiffe dienten einzig und 
allein dem Schutz der Heimat, der Handelsrouten und der Kolonie, so wurde doch schamhaft 
verschwiegen, vor wem diese denn geschützt werden sollten. ...<< 
Der britische Premierminister Robert A. Salisbury (1830-1903, konservativer Politiker, seit 
1866 mehrfach Premier- und Außenminister) informierte im April 1898 den britischen Ge-
sandten in Tokio über die aktuelle Lage in China (x233/130): >>... Sie können japanischer 
Regierung streng vertraulich mitteilen, daß, da russischer Besitz Port Arthurs daß Gleichge-
wicht der Macht im Golf von Petschili stört, wir genötigt sind, von chinesischer Regierung 
Verpachtung Wei hai-weis unter denselben Bedingungen zu verlangen. ...<<  
Eine englische Zeitschrift berichtete im Jahre 1899 über die Folgen der imperialistischen Poli-
tik (x056/301): >>Das Gewicht der Macht verlagert sich von Manchester und Birmingham 
(Zentren der Eisen- und Textilindustrie) zur Lombard Street (Bankenviertel in London). Eng-
land konnte nicht die Werkstatt der Welt bleiben; es wird dafür schnell ihr Geldgeber, ihr 
Gläubiger, ihr Hauswirt. ...<< 
Russische Truppen besetzten im Jahre 1900 die Mandschurei in China. Im Verlauf dieser Mi-
litäraktion ertränkten Kosaken und russische Polizisten im Juli 1900 in Ostsibirien, an der 
Grenze zur Mandschurei, mehrere tausend chinesische Zivilisten im Grenzfluß Amur.  
Ein Vertrauensmann des Zaren erklärte im Jahre 1900 (x233/124): >>Asien ist seinem ganzen 
Umfang nach im vollen Sinne des Wortes nichts anderes als ein Stück Rußlands. ... 
In Asien gibt es für uns in Wirklichkeit keine Grenzen. ...<< 
Der britische Politiker Joseph Chamberlain warb im Jahre 1901 für ein Bündnis mit dem 
Deutschen Reich (x069/89): >>England müsse sich für die Zukunft nach Bundesgenossen 
umsehen. Die Wahl sei zwischen Rußland-Frankreich und dem Dreibund. Sowohl innerhalb 
des Kabinetts als auch im Volke gebe es Stimmen, die einen Ausgleich und ein festes Zu-
sammengehen mit Rußland wünschen. ...<< 
Friedrich von Holstein (Vortragender Rat im Auswärtigen), der seit 1890 alle deutsch-
englischen Bündnisverhandlungen leitete, hielt die aktuellen britischen Bündnisvorschläge 
jedoch im Jahre 1901 für unzureichend.  
Holstein schrieb im Jahre 1901 an den deutschen Botschafter in London (x069/89): >>Ich bin 
gegen den jetzigen Freundschaftssturm von Chamberlain und Genossen deshalb besonders 
mißtrauisch, weil die angedrohte Verständigung mit Rußland und Frankreich so vollständiger 
Schwindel ist. Wir können warten. Die Zeit läuft für uns. Ein vernünftiges Abkommen mit 
England läßt sich meines Erachtens erst dann erreichen, wenn das Gefühl der Zwangslage in 
England allgemeiner als heute geworden ist. ...<<  
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Gabriel Hanotaux (1853-1944, französischer Historiker und Politiker, von 1894-98 Außenmi-
nister, förderte die Annäherung an Rußland und die koloniale Ausdehnung Frankreichs) be-
richtete im Jahre 1901 während eines Vortrages in Paris (x239/175): >>In weniger als einem 
halben Jahrhundert wird die Welt aufgeteilt sein; die noch freien Länder werden in Besitz ge-
nommen und die neuen Grenzen endgültig gezogen sein. Für neue Expansionen wird kein 
Platz mehr sein, es sei denn, um den Preis schrecklicher Erschütterungen. ... 
Es geht nicht allein um eine gewaltige Zurschaustellung von Eroberungen; es geht auch nicht 
um die Vergrößerung des öffentlichen und privaten Reichtums; es geht darum, über die Meere 
hinweg in gestern noch unzivilisierten Ländern die Prinzipien einer Zivilisation auszubreiten, 
deren sich eine der ältesten Nationen der Erde sehr zu Recht rühmen kann; es geht darum, in 
unserem Umkreis und in weiter Ferne so viele neue Frankreichs zu schaffen wie möglich; es 
geht darum, inmitten der stürmischen Konkurrenz der anderen Rassen, die sich alle auf den-
selben Weg begeben haben, unsere Sprache, unsere Sitten, unser Ideal, den Ruf Frankreichs 
und des Romanentums zu bewahren. ...<< 
Im Jahre 1901 begannen in Persien die ersten Erdölbohrungen. 
Deutsche Firmen leiteten von 1903-1913 den Bau der "Bagdad-Bahn" (Eisenbahnkonzession 
von 1888). Diese Eisenbahnstrecke von Konya (Osmanisches Reich) nach Bagdad (Irak) woll-
te man später bis zum Persischen Golf verlängern, um die großen Erdölquellen schneller er-
reichen zu können und weil man neue Absatzmärkte erschließen wollte.  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die deutsch-osmanischen 
Beziehungen (x307/435): >>In Anbetracht der sehr eingeschränkten Optionen, die Deutsch-
land auf der globalen Bühne zur Verfügung standen und der relativ geschlossenen Bündnis-
blöcke in Europa erregte vor allem eine Region die Aufmerksamkeit der Staatsmänner, die an 
einer Weltpolitik ohne Krieg interessiert waren; das Osmanische Reich. 
Die deutsche Politik hatte sich in dieser Region, wo die Rivalitäten der Kolonialmächte be-
sonders heftig aufeinander trafen, traditionell eher zurückgehalten, doch in den 1880er Jahren 
wurde Berlin aktiver. Von der Regierung in Konstantinopel, die seit der britischen Besetzung 
Ägyptens (1882) ihren Partnern in Berlin aktiv den Hof machte, wurde die deutsche Regie-
rung dazu regelrecht eingeladen. 
Deutsche Banken, Baufirmen und Eisenbahngesellschaften hielten allmählich in den weniger 
entwickelten Gebieten des Reiches Einzug und erwarben Konzessionen und Interessensphä-
ren. Die Arbeit an einer weitgehend deutsch finanzierten und produzierten anatolischen Ei-
senbahn begann im Jahr 1888 und sollte Konstantinopel mit Ankara und Konya verbinden; 
beide Linien wurden bis 1896 fertiggestellt.  
Die Unterstützung der Regierung für diese Projekte, die anfangs eher sprunghaft war, wurde 
nach und nach stärker und konsequenter. Im Jahr 1911 konnte der deutsche Botschafter in 
Konstantinopel das Osmanische Reich bereits als eine "politische, militärische und wirtschaft-
liche Interessensphäre" Deutschlands bezeichnen. 
Mit den Investitionen in osmanischen Territorien, in erster Linie in wichtige Infrastrukturpro-
jekte, hofften die Deutschen, das Osmanische Reich angesichts der Bedrohung seitens der an-
deren Mächte, allen voran Rußland, zu stabilisieren. Und falls der Zusammenbruch des Os-
manischen Reiches das Tor zu einer territorialen Aufteilung unter den Weltreichen öffnen 
sollte, wollten sie sichergehen, daß sie einen Platz an dem Tisch bekamen, wo die Beute ver-
teilt wurde. ...<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Außenpolitik 
Frankreichs (x281/47-48): >>... Frankreich, die zweitgrößte Kolonialmacht, war noch vor 
Kriegsausbruch ein Verlierer. Derweil sich das französische Imperium von 1871 bis 1900 um 
rund neun Quadratkilometer ausweitete, sackte sein Anteil an der Weltproduktion im selben 
Zeitraum um 20 Prozent nach unten. Wohin man auch schaute, die Franzosen konnten den 
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Gewinn an Quadratmeilen nicht in ökonomische Stärke verwandeln. Ihre relative Bedeutung 
schrumpfte. 
Die Franzosen waren schon damals eine politische Nation; ihr Geltungsdrang war größer als 
ihre ökonomische Leistung. Fortwährend tauschten sie, wie die anderen Kolonialmächte auch, 
ihr ökonomisches Kapital gegen politisches Prestige. 
Sie taten es in der Hoffnung, dieser Tausch würde sich am Ende auch wirtschaftlich rentieren, 
was er aber nicht tat. Milliarden wurden in den Kolonien und vor allem in den Ländern der 
diversen Bündnispartner ausgegeben, in der Türkei, auf dem Balkan, und auch die Russen 
profitierten. Als Gegengewicht zu den verhaßten Deutschen wurden sie von den spendierfreu-
digen Pariser Politikern aufs Schönste verwöhnt. All diese politischen Gratifikationen haben 
sich nie ordentlich verzinst, die Rendite der französischen Außenpolitik blieb kümmerlich. 
Am Vorabend des Krieges (1914-18) war das Industriepotential der Franzosen um 60 Prozent 
kleiner als das der Deutschen. Selbst die Landwirtschaft, seit jeher in Frankreich ein nationa-
les Heiligtum, erreichte pro Hektar nur 65 Prozent des deutschen Ausstoßes. Das Land war im 
Zuge der industriellen Revolution relativ zu den Konkurrenten Deutschland und Amerika är-
mer geworden. ...<< 
Der russisch-japanische Krieg (1904-05) endete im Jahre 1905 nach großen Nachschub-
schwierigkeiten mit einer katastrophalen russischen Niederlage (erster asiatischer Sieg über 
eine europäische Großmacht).  
Während der Friedensverhandlungen von Portsmouth (USA) mußte Rußland die japanische 
Herrschaft in Korea anerkennen, die Südhälfte der Insel Sachalin (ehemalige russische Straf-
kolonie) und Port Arthur an Japan abtreten sowie die Süd-Mandschurei als japanisches Inter-
essengebiet anerkennen. Japan wurde zur führenden Großmacht im Fernen Osten, während 
sich Rußland wieder verstärkt dem Balkan widmete.  
Spätesten ab 1905 begann in Europa ein Wettrüsten ("zu Lande und zu Wasser)", wie man es 
bisher noch nicht erlebt hatte.  
Die Rüstungsausgaben betrugen z.B. für 1905, 1910 und 1913 (x056/312):  
>>1. Rußland (1.069, 1.435 und 2.050 Millionen Mark),  
2. Deutsches Reich (1.064, 1.377 und 2.111 Millionen Mark),  
3. England (1.263, 1.367 und 1.491 Millionen Mark),  
4. Frankreich (991, 1.177 und 1.327 Millionen Mark),  
5. Österreich-Ungarn (460, 660 und 720 Millionen Mark).<<  
Das Deutsche Reich baute ab 1905 vor allem die bis dahin unbedeutende Flotte zu einer 
mächtigen Handels- und Kriegsmarine aus. Im Jahre 1896 besaß das Deutsche Reich erst 6 
Schlachtschiffe und 4 Kreuzer, während Großbritannien über 33 Schlachtschiffe und 130 
Kreuzer verfügte (x090/238). Der verstärkte Ausbau der deutschen Schlachtflotte (ab 1898) 
und der deutsch-britische Rüstungswettlauf, um die Vormacht zur See, wirkten sich allmäh-
lich verhängnisvoll aus, denn die Briten fühlten sich zunehmend bedroht. Da die Artilleriege-
schütze der neuen deutschen Schlachtschiffe allen bisherigen Geschützen überlegen waren, 
wurden die bisher kampfstärksten britischen Kriegsschiffe entwertet (x065/340).  
Nach der französisch-britischen Einigung (1904) schränkte die französische Regierung im 
Jahre 1905 in der Kolonie Marokko den bisher freien Wettbewerb drastisch ein.  
Infolge der Mißachtung des Vertrages von Madrid (1880) und um die deutschen Wirtschafsin-
teressen zu unterstützen (Firma Mannesmann und andere), führte Wilhelm II. einen Staatsbe-
such in Tanger durch. Dort sicherte der Kaiser dem Sultan seinen Schutz zu. Diese 1. "Ma-
rokkokrise" brachte Europa bereits im Jahre 1905 an den Rand eines Krieges. Der Kaiser ent-
schied damals aber noch rechtzeitig, das "Marokko-Problem" politisch zu lösen. Da US-
Präsident Theodore Roosevelt vermittelte und Rußland längst noch nicht "kriegsbereit" war, 
mußte Frankreich im Kolonienkonflikt in Marokko zunächst nachgeben (Konferenz von Al-
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geciras im Jahre 1906). Für das Deutsche Reich stellte die 1. Marokkokrise trotzdem eine 
schwere diplomatische Niederlage dar, denn sie führte zur Isolierung des Reiches. 
Angesichts der äußerst radikalen anti-österreichischen Politik Serbiens forderten österreichi-
sche Generäle bereits im Jahre 1906 eine sofortige Besetzung Serbiens. Der österreichische 
Thronfolger Franz Ferdinand (1863-1914) lehnte damals jedoch militärische Lösungen ab und 
versuchte den Serben wirtschaftlich beizukommen. Um Serbien in die Schranken zu weisen, 
verhängte Österreich-Ungarn z.B. eine Viehimportsperre. Serbien überstand diesen sogenann-
ten "Schweinekrieg" (1906-1908) jedoch mit französischer Kapitalhilfe (x061/359).  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über den sogenannten 
"Schweinekrieg" von 1906-1908 (x307/56): >>... Allerdings war diese Maßnahme (für Öster-
reich) kontraproduktiv, weil Serbien rasch andere Exportmärkte fand (insbesondere in 
Deutschland, Frankreich und Belgien) und nunmehr anfing, in großem Stil Schlachthöfe zu 
bauen. ... Schließlich verschaffte sich Belgrad nicht über Wien einen hohen Kredit, sondern 
über Paris (im Gegenzug für Rüstungsaufträge bei französischen Firmen). ...<< 
England und Frankreich schlossen im Jahre 1906 ein Heeres- und Flottenabkommen gegen 
das Deutsche Reich.  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die antideutsche britische 
Außenpolitik im Jahre 1907 (x307/220-224): >>... Die längste Liste der britischen Beschwer-
den finden sich in einem berühmten Memorandum zum gegenwärtigen Stand der britischen 
Beziehungen zu Frankreich und Deutschland, das Eyre Crowe im Januar 1907 verfaßte, da-
mals Leiter der westlichen Abteilung im Foreign Office. ... 
Das Memorandum vom 1. Januar 1907 begann mit einem kurzen Überblick über die jüngste 
Marokkokrise. Crowes Darstellung enthielt den unverkennbaren Unterton einer Moralpredigt 
nach dem Motto "Selbst schuld". Der deutsche Tyrann hatte Frankreich bedroht in der Hoff-
nung, dessen "frische Freundschaft" mit Großbritannien "im Keim zu ersticken".  
Aber er hatte den Mumm und die Treue von Frankreichs britischem Kumpel unterschätzt: Er 
"schätzte die Stärke des britischen Gefühls und den Charakter der Minister Seiner Majestät 
falsch ein". Wie die meisten Tyrannen war auch dieser ein Feigling, und die Aussicht einer 
"englisch-französischen Koalition in Waffen" reichte, um ihn abzuschrecken. Aber ehe er ei-
nen Rückzieher machte, bereitete sich der Tyrann noch mehr Schande, indem er sich bei dem 
britischen Freund Liebkind machen wollte und "eine Politik der Kooperation mit Deutschland 
in den schönsten Farbe malte". Und wie sollte Großbritannien nun auf diese unschöne Geste 
reagieren? 
Als die herausragende Weltmacht sei Großbritannien, so argumentierte Crowe, durch eine Art 
"Naturgesetz" verpflichtet, sich gegen jeden Staat zur Wehr zu setzen, der versuchte, eine ge-
gen die britische Hegemonie gerichtete Koalition zu gründen. Und genau das habe die deut-
sche Politik beabsichtigt. Das ultimative Ziel Deutschlands sei eine "deutsche Hegemonie, 
zunächst in Europa und später auf der ganzen Welt". Während die britische Hegemonie je-
doch von allen begrüßt und gefeiert und wegen der politischen Liberalität und Freiheit des 
Handelns von keinem beneidet und gefürchtet werde, bewiesen die Äußerungen des Kaisers 
und der alldeutschen Presse, daß eine deutsche Hegemonie einer "politischen Diktatur" 
gleichkomme, die der "Ruin der Freiheiten Europas" wäre. ... 
Man könnte vieles zu diesem faszinierenden Dokument sagen, daß Grey als empfohlene Lek-
türe Premierminister Sir Henry Campbell-Bannermann und anderen hohen Ministern zukom-
men ließ. Zunächst wäre da Crowes schon fast komische Neigung, die Kriege, Protektorate, 
Besetzungen und Annexionen des britischen Empires als natürlichen und wünschenswerten 
Zustand zu beschreiben, die vergleichsweise ineffektiven Manöver der Deutschen hingegen 
als grundlose und empörende Verletzungen des Friedens. Wie konnten die Deutschen es wa-
gen, Großbritannien wegen der Samoa-Frage zu belästigen, wenn London im Begriff war, den 
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Streit mit Transvaal "dem Urteil des Krieges zu unterwerfen"!  
Dazu kam die Tendenz, hinter jedem Konflikt den langen Arm der deutschen Politik zu ver-
muten. Folglich hatten selbstredend die Deutschen Großbritanniens "Unruhen mit Rußland in 
Zentralasien geschürt" und den europäischen Widerstand gegen die britische Besatzung Ägyp-
tens "behutsam aufgehetzt". Wo immer es zu Spannungen zwischen Großbritannien und sei-
nen Rivalen kam, zogen angeblich die Deutschen im Hintergrund die Fäden. Was die Manipu-
lation der Presse von Kairo bis London anging, so enthüllte Crowes Umgang mit diesem The-
ma eine gehörige Portion Paranoia: Die deutsche Pressearbeit war geradezu lächerlich vergli-
chen mit den weit umfassenderen und höheren Subventionen, die St. Petersburg und Paris ver-
teilten. ... 
Auch die Franzosen seien, rief Crowe in Erinnerung, früher sehr lästig gewesen und hätten 
Großbritannien ständig grundlos herausgefordert. Aber mit ihrer knallharten Weigerung, auch 
nur einen Zoll Boden in Ägypten und im Sudan preiszugeben, gefolgt von der Androhung ei-
nes Krieges wegen Faschoda, hätten die Briten alldem ein Ende gemacht. Nunmehr seien 
Großbritannien und Frankreich die besten Freunde. Daraus folgte, daß lediglich eine absolut 
"unnachgiebige Entschlossenheit", britische Rechte und Interessen in jeder Region des Globus 
zu schützen, "den Respekt der deutschen Regierung und der deutschen Nation" gewinnen 
werde. Ein solches Szenario ließ nicht allzu viel Raum, um die wachsende Macht des jüngsten 
europäischen Reiches einzugliedern. 
Hinter diesen Befürchtungen verbarg sich, wenn auch in Crowes Text nur indirekt angedeutet, 
das gerade sensationelle Wirtschaftswachstum Deutschlands. Im Jahr 1862, als Bismarck 
preußischer Ministerpräsident geworden war, entfiel auf die Industrieregionen der deutschen 
Kleinstaaten mit 4,9 Prozent der fünftgrößte Anteil an der weltweiten Produktion; Großbri-
tannien lag mit 19,9 Prozent mit großem Abstand an der Spitze. In den Jahren 1880 bis 1900 
kletterte Deutschland auf Platz drei hinter den Vereinigten Staaten und Großbritannien. Und 
im Jahr 1913 lag es noch hinter den Vereinigten Staaten, aber bereits vor Großbritannien.  
Anders ausgedrückt: In den Jahren von 1860 bis 1913 vervierfachte sich der deutsche Anteil 
an der weltweiten Industrieproduktion, während der britische Anteil um ein Drittel sank. Noch 
beeindruckender war der wachsende deutsche Anteil am Welthandel. Im Jahr 1880 kontrol-
lierte Großbritannien 22,4 Prozent des Welthandels, die Deutschen belegten zwar den zweiten 
Platz, hatten aber mit 10,3 Prozent einen deutlichen Rückstand. Im Jahr 1913 hingegen war 
Deutschland mit 12,3 Prozent Großbritannien hart auf den Fersen, dessen Anteil auf 14,2 Pro-
zent geschrumpft war.  
Wohin man auch blickte, waren die Konturen eines Wirtschaftswunders zu erkennen: Von 
1895 bis 1913 schnellte die deutsche Industrieproduktion um 150 Prozent in die Höhe, die 
Metallproduktion um 300 Prozent, die Kohleproduktion um 200 Prozent. Im Jahr 1913 er-
zeugte und verbrauchte die deutsche Wirtschaft 20 Prozent mehr Strom als Großbritannien, 
Frankreich und Italien gemeinsam.  
In Großbritannien schwang bei den Worten "Made in Germany" sehr stark das Gefühl einer 
Bedrohung mit, nicht weil die deutschen Handels- und Wirtschafspraktiken aggressiver und 
expansionistischer als andere waren, sondern weil sie die Grenzen der britischen Weltherr-
schaft aufzeigten. 
Die deutsche Wirtschaftsmacht gab den politischen Ängsten der Entscheidungsträger auf ähn-
liche Weise Nahrung wie die chinesische Wirtschaftmacht heute. ...<< 
Im Jahre 1908 annektierte Österreich-Ungarn die seit 1878 verwalteten Provinzen Bosnien 
und Herzegowina, da man eine türkische Besetzung Bosniens und der Herzegowina befürchte-
te bzw. einen serbischen Einmarsch verhindern und den südslawischen Nationalismus ein-
grenzen wollte. Die Annexion erfolgte ohne die Zustimmung der "Berliner Kongreßmächte". 
Das Deutsche Reich wurde außerdem nicht über die österreichisch-russischen Geheimver-
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handlungen (Konferenz von Buchlau am 16. September 1908) informiert (x063/467).  
Mit dieser schicksalhaften Annexion der strategisch überaus wichtigen Provinzen Bosnien 
und Herzegowina verhinderte Österreich-Ungarn, daß Serbien den angestrebten direkten Zu-
gang zur Adria erhielt. Serbien drohte zwar mit Krieg, aber Rußland war nach dem russisch-
japanischen Krieg (1904-05) und der Revolution (1905) noch viel zu schwach, um gegen Ös-
terreich-Ungarn und das verbündete Deutsche Reich anzutreten.  
Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow lehnte damals die österreichischen Kriegsabsichten 
("Abrechnung mit Serbien") strikt ab. Nach deutscher Fürsprache konnte der gefährliche Kon-
flikt zwischen Österreich-Ungarn, Serbien und Rußland schließlich friedlich beigelegt wer-
den. Die überflüssigen Warnungen der deutschen Regierung wurden von den empfindlichen 
Russen als große Demütigungen empfunden. Der Balkan blieb danach weiterhin ein äußerst 
gefährlicher Konfliktherd, aber das Deutsche Reich hielt trotz der bedrohlichen Lage starrsin-
nig an der bisherigen Bündnispolitik fest.  
Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow erläuterte am 29. März 1909 angesichts der Annexi-
on Bosniens und der Herzegowina im Oktober 1908 die wesentlichen deutschen Motive für 
die Unterstützung der Donaumonarchie (x092/714): >>... Uns klar und offen an die Seite von 
Österreich-Ungarn zu stellen, entsprach auch deshalb unserem Interesse, weil wir durch eine 
andere Haltung zu gefährlichen Versuchen ermuntert hätten, der Großmachtstellung von Ös-
terreich-Ungarn eine Schädigung zuzufügen. Eine diplomatische Niederlage unseres Bundes-
genossen aber müßte notwendig ihre Rückwirkung auf unsere eigene Stellung in Europa aus-
üben. Sie würde das Schwergewicht verringern, das Deutschland und Österreich-Ungarn ge-
meinsam repräsentieren und das bei vielen internationalen Fragen gemeinsam in die Waag-
schale geworfen wird. ... 
Ich habe irgendwo ein höhnisches Wort gelesen über unsere Vasallenschaft gegenüber Öster-
reich-Ungarn. Das Wort ist einfältig! Es gibt hier keinen Streit um den Vortritt wie zwischen 
den beiden Königinnen im Nibelungenlied; aber die Nibelungentreue wollen wir aus unserem 
Verhältnis zu Österreich-Ungarn nicht ausschalten, die wollen wir gegenseitig wahren. ...<< 
Infolge der kurzsichtigen Ausgleichspolitik und der naiven, völlig unverständlichen Bündnis-
treue geriet das Deutsche Reich in den folgenden Jahren allmählich immer stärker in den Bal-
kankonflikt hinein. Damals ahnte noch niemand, daß diese verhängnisvolle Nibelungentreue 
schon bald den Untergang des Deutschen Reiches besiegeln würde. 
Im Jahre 1908 wurde die sog. "Daily-Telegraph-Affäre" von den Briten mit nationaler Entrü-
stung und maßlosen Haßausbrüchen beantwortet. Durch eine antibritische Stellungnahme des 
deutschen Kaisers (während privater Gespräche in England), die Reichskanzler von Bülow 
leichtfertig veröffentlichen ließ, wurde das angespannte deutsch-britische Verhältnis noch 
schwieriger.  
Nach der "Bosnien-Krise" (1908/09) vereinbarten der russische Zar und der serbische König 
Peter I. in Sankt Petersburg im Jahre 1909 den Zusammenschluß der Südslawen (x061/361).  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die antideutsche britische 
Außenpolitik im Jahre 1909 (x307/220): >>... Im November 1909 bezeichnete Sir Charles 
Hardinge Deutschland als "die einzige aggressive Macht in Europa". 
Derartige Behauptungen, die wie ein Mantra bei jeder sich bietenden Gelegenheit in Depe-
schen, Briefen und Protokollen wiederholt wurden, verschmolzen zu einer neuen virtuellen 
Realität, eine Deutung des Weltgeschehens. 
Warum entwickelten diese Männer eine so starke Feindschaft gegen Deutschland? Benahmen 
sich die Deutschen etwa "schlechter" als andere Mächte, drängten und forderten sie womög-
lich in Situationen, in denen andere Mächte einen sanfteren und fügsameren Modus operandi 
(Art und Weise des Handelns) fanden? 
In einem Umfeld, in dem subjektive Eindrücke eine so große Rolle spielten und die Normen 
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eines akzeptablen Verhaltens so variabel waren, ist es natürlich schwierig einzuschätzen, wie 
"provokativ" bestimmte Verhaltensweisen und Initiativen wirklich waren. 
War die Krüger-Depesche etwa provokativer als die scharf formulierte Botschaft von Grover 
Cleveland, die um dieselbe Zeit von Washington abgeschickt wurde, um die Briten vor Einfäl-
len in Venezuela abzuhalten? War die Besetzung Kiautschous provokativer als die amerikani-
sche Beschlagnahmung der Kanalzone oder als die Schaffung eines russischen Protektorats 
über die Mongolei? War das tölpelhafte Bemühen Deutschlands um den diplomatischen Tri-
umph in Agadir provokativer als die unilateralen Schritte, durch die Frankreich im Jahr 1911 
das französisch-deutsche Marokko-Abkommen brach? 
Womöglich sind das die falschen Fragen. Die Germanophoben drückten sich bei ihren Vorbe-
halten gegen Deutschland selten konkret aus. Sie sprachen allgemein von prahlerischen Ambi-
tionen und tyrannisierendem "Auftreten" der Deutschen, von der Unberechenbarkeit des Kai-
sers und der Bedrohung, welche die militärische Stärke Deutschlands für das europäische 
Kräftegleichgewicht darstellte, aber sie scheuten sich, echte deutsche Verstöße gegen interna-
tionale Geflogenheiten zu nennen. ...<< 
Der deutsche Kaiser und Zar Nikolaus II. schlossen im Jahre 1910 in Potsdam ein Abkom-
men, daß beide Mächte keine feindliche Bündnispolitik führen werden (x074/998).  
Als französische Truppen in Marokko mehrere Aufstände der Einheimischen niederschlugen 
und als "Herren des Landes" auftraten, delegierte das Deutsche Reich im Jahre 1911 das Ka-
nonenboot "Panther" nach Agadir (2. "Marokkokrise"). In Frankreich und in England breitete 
sich danach im Jahre 1911 eine gefährliche Kriegsstimmung aus (Teilmobilmachung der briti-
schen Flotte). Der französischbritische Generalstab legte sogar schon die Gefechtsstreifen in 
Frankreich fest (x098/39). Aufgrund der akuten Kriegsgefahr (englisch-französische Mobil-
machung) zog sich das Deutsche Reich später endgültig aus Marokko zurück. Marokko wurde 
ein französisches Protektorat (1912). Das Deutsche Reich erhielt zum Ausgleich französische 
Kolonien im Kongo.  
Rußland und Frankreich schlossen im Jahre 1911 ein Militär- und Flottenabkommen.  
Als italienische Truppen im Jahre 1911 Tripolis und Cyrenaika besetzten und annektierten, 
kam es zum italienisch-türkischen Krieg (1911-12).  
Die Balkanstaaten Serbien, Bulgarien, Montenegro und Griechenland schlossen sich im Jahre 
1912 unter russischer Leitung zum "Balkanbund" gegen das Osmanische Reich zusammen 
(x054/169).  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Balkankriege 1912/13 
(x057/192): >>Von Rußland beeinträchtigt, begannen die 4 Balkanmächte Bulgarien, Serbien, 
Montenegro und Griechenland den Krieg gegen die Türkei wegen der Aufteilung der europäi-
schen Türkei (1. Balkankrieg 1912). Aber ein Streit um die Beute führte zum Krieg Bulgari-
ens gegen die übrigen Balkanstaaten, denen sich Rumänien anschloß (2. Balkankrieg 1913) 
und endete mit einer Niederlage Bulgariens. Die europäische Türkei wurde aufgeteilt (mit 
Ausnahme von Konstantinopel und Adrianopel) und als neuer Staat das Fürstentum Albanien 
errichtet. Hierüber zeigte sich Serbien bitter enttäuscht, obwohl es einen reichen Gebietszu-
wachs erlangt hatte und entfaltete eine großserbische Bewegung, die sich vor allem gegen Ös-
terreich-Ungarn richtete. 
Die Balkankrise bedeutete eine ständige europäische Kriegsgefahr und war begleitet von ei-
nem Wettrüsten der Großmächte. Frankreich führte die dreijährige Dienstzeit ein, so daß sein 
Heer trotz der geringeren Einwohnerzahl größer war als das deutsche (1913). Es ergänzte sei-
ne Bündnisse durch Militärabkommen mit England und traf geheime Abmachungen mit Bel-
gien, nachdem mit Rußland schon seit 1892 eine Militärkonvention abgeschlossen worden 
war. Rußland baute mit französischen Geldern sein Eisenbahnnetz in Polen aus und verstärkte 
sein Heer auf die Zahl von 2 ¼ Millionen. Auch zwischen England und Rußland wurde über 
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eine Marinekonvention verhandelt. 
Demgegenüber bestanden zwischen den Dreibundmächten keine militärischen Verabredun-
gen. Deutschland verstärkte zwar seine Rüstung ebenfalls, aber wesentlich bescheidener in-
folge des Widerstandes der Linken im Reichstag (Wehrvorlage 1913). 
Andererseits fehlte es nicht an Verständigungsversuchen zwischen Deutschland und England, 
die wegen eines Neutralitätsabkommens miteinander verhandelten, ohne ein Ergebnis zu er-
zielen; denn England forderte immer wieder die Beschränkung der deutschen Flotte, obwohl 
die englische Flottenstärke der deutschen weit überlegen war. Die Isolierung Deutschlands 
war vollendet, die Spannung aufs höchste gestiegen.<< 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die "politischen Verwick-
lungen auf dem Balkan (x307/318): >>Der Erste Weltkrieg war genau genommen der dritte 
Balkankrieg, bevor er zum Weltkrieg wurde. ... 
Im Herbst 1911 begann Italien einen Eroberungskrieg in einer afrikanischen Provinz des Os-
manischen Reiches und löste dadurch eine Kette opportunistischer Überfälle auf osmanische 
Territorien auf der Balkanhalbinsel aus. Das geopolitische Gleichgewicht, das eine Eindäm-
mung lokaler Konflikte ermöglicht hatte, geriet schlagartig aus den Fugen. Im Zuge der beiden 
Balkankriege von 1912 und 1913 sah sich Österreich-Ungarn mit einer neuen und bedrohli-
chen Situation an der südöstlichen Peripherie konfrontiert, während der Rückzug des Osmani-
schen Reiches strategische Fragen aufwarf, die russische Diplomaten und Politiker auf keinen 
Fall ignorieren durften.  
Die beiden kontinentalen Bündnisblöcke wurden immer tiefer in die Auseinandersetzungen 
und Aversionen in einer Region der Welt hineingezogen, die in eine Phase noch nie da gewe-
sener Unbeständigkeit eintrat. Im Verlauf dieses Prozesses wurden die Konflikte auf dem 
Schauplatz Balkan eng mit der Geopolitik des europäischen Systems verknüpft, und dadurch 
bildete sich eine ganze Reihe von Eskalationsmechanismen heraus, die es letztlich ermöglich-
ten, daß im Sommer 1914 ein auf dem Balkan ausgebrochener Konflikt binnen fünf Wochen 
den gesamten Kontinent erfaßte.<< 
Im Februar 1912 wurden die deutsch-britischen Verhandlungen über den eingeschränkten 
Ausbau der deutschen Kriegsflotte erfolglos beendet, obwohl das Deutsche Reich erhebliche 
Zugeständnisse machte. England lehnte es weiterhin ab, verbindliche Neutralitätserklärungen 
zu vereinbaren, falls Deutschland in einen Festlandkrieg verwickelt würde (x059/19).  
Großbritannien schloß danach am 23. November 1912 eine Vereinbarung mit Frankreich ge-
gen das Deutsche Reich und verpflichtete sich im Fall eines Krieges zur Unterstützung des 
französischen Bündnispartners (x041/57).  
Der französische Botschafter Paul Cambon (1843-1924) schrieb im Januar 1912 aus London 
an Ministerpräsident Raimund Poincaré (x307/328): >>... Gegen Österreich hegt es (Italien) 
eine latente Feindseligkeit, die nichts besänftigen kann; was Frankreich betrifft, haben wir 
Grund zu der Annahme, daß es (Italien) im Falle eines Konflikts neutral bleiben oder wahr-
scheinlich den Gang der Ereignisse abwarten werde, ehe es sich beteiligt. Folglich müssen wir 
es (Italien) unbedingt enger an uns binden.<< 
Die englische Flotte verfügte im Jahre 1912 über mehr als die doppelte Stärke der deutschen 
Flotte (x069/91).  
Winston Churchill (Erster Lord der Admiralität) griff die deutsche Reichsregierung am 9. Fe-
bruar 1912 "scharf" an (x056/309): >>Die Flotte ist für Großbritannien eine Notwendigkeit, 
während sie für Deutschland in vieler Hinsicht nur einen Luxus bedeutet. Unsere Flotte ist für 
das Dasein Großbritanniens von größter Wichtigkeit, ja sie bedeutet unsere Existenz selbst; 
für Deutschland ist sie ein überflüssiger Machtzuwachs.<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die britische Aufrü-
stung vor dem Ersten Weltkrieg (x281/282): >>... Es begann in den 80er Jahren des 19. Jahr-
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hunderts noch sehr verhalten und beschleunigte sich im Verlauf der 90er. Die jährlichen briti-
schen Militärausgaben verdoppelten sich von da an bis zum Kriegsausbruch.  
Sogar die geplante Militärstrategie ließ sich am veranschlagten Wehretat ablesen, so daß jeder 
Kundige in Kontinentaleuropa vorhersehen konnte, wie er später angegriffen würde, ob zu 
Lande, aus der Luft oder vom Wasser her.  
Die britische Marine meldete die größten Zuwachsraten. Von 1885 bis zum Kriegsjahr 1914 
vervierfachte sich ihr jährlicher Etat. Die Engländer, das war die Botschaft an das übrige Eu-
ropa, bereiteten sich auf einen Seekrieg vor. Den hatten sie seit jeher bevorzugt, er hatte sich 
aus Sicht der Militärs bestens bewährt. ...<< 
Zar Nikolaus II. und Kaiser Wilhelm II. bekräftigten am 4. Juli 1912 während eines Treffens 
in Estland die russisch-deutsche Freundschaft. Trotzdem baute Rußland mit französischer Un-
terstützung im Jahre 1912 das Eisenbahnnetz im ehemaligen Polen aus und verstärkte das rus-
sische Heer auf 2.250.000 Soldaten (x057/192).  
Nach den sogenannten "Marokkokrisen" (1905/06 und 1911) versuchte der deutsche Reichs-
kanzler Bethmann Hollweg ab 1913, die deutsch-britischen Beziehungen zu verbessern. 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die Außenpolitik des 
deutschen Kaisers (x307/433): >>Was den Kaiser anging, so neigte er zwar zu spontanen 
Ausbrüchen mit markigen Sprüchen, geriet aber in Panik und riet zur Mäßigung, sobald ein 
realer Konflikt in den Bereich des Möglichen rückte – sehr zur Enttäuschung der Generäle. 
Wilhelm II. hoffte weiterhin auf eine langfristige Verständigung mit Großbritannien. Seine 
Äußerungen im Jahr 1913 lassen darauf schließen, daß er einen englisch-deutschen Krieg im-
mer noch für "undenkbar" hielt. Er blieb außerdem zuversichtlich, daß die deutsche militäri-
sche Stärke Rußland von einer bewaffneten Intervention in einem Konflikt zwischen Öster-
reich und Serbien abhalten werde. ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtete später über das britisch-deutsche Ver-
hältnis im Jahre 1913 (x283/194): >>... Die Engländer hatten schon immer die stärkste Konti-
nentalmacht bekämpft, und das war nun Deutschland.  
Nach Bernhard Shaw konnten Edward Grey und Winston Churchill, Außen- und Marinemini-
ster, es kaum erwarten, den unbequemen deutschen Konkurrenten zu beseitigen, der das Mo-
nopol der Briten auf die Hochsee bedrohte. Am Queens College in London war 1913 der be-
vorstehende Entscheidungskampf mit Deutschland akademisches Thema. Die Generalstabs-
pläne lagen vor.  
Rußland war von Berlin enttäuscht, wo man mit Rücksicht auf England den russischen 
Wunsch nach den Dardanellen nicht unterstützte und Wien den Rücken stärkte. In Sankt Pe-
tersburg kochte die von der russischen Presse hochgepeitschte deutschfeindliche Stimmung. 
Bei Kriegsausbruch stürmten die aufgeputschten Massen die deutsche Botschaft und schlugen 
in einem Ausbruch von Vandalismus die Residenz nebst der Kunstsammlung des Grafen 
Pourtalès kurz und klein.  
Es wäre anders gekommen, wenn sich Deutschland dauerhaft entweder mit Rußland oder aber 
mit England verständigt hätte, anstatt zwischen beiden so lange zu pendeln, bis diese sich un-
tereinander zusammentaten. ...<< 
Im Verlauf der Bündnisverhandlungen zwischen Bulgarien und Serbien erklärte der bulgari-
sche Ministerpräsident vor dem Beginn des 2. Balkankrieges im Jahre 1913 (x233/144): >>... 
Gewiß, wenn die Liquidation der Türkei mit einem Zerfall Österreich-Ungarns Hand in Hand 
ginge, wäre die Lösung viel einfacher: Serbien erhielte Bosnien und die Herzegowina, Rumä-
nien Siebenbürgen und wir hätten nicht mehr das Eingreifen Rumäniens während unseres 
Krieges gegen die Türkei zu fürchten. ...<< 
Da sich die siegreichen Länder des Balkanbundes nicht über die Verteilung der eroberten Ge-
biete einigen konnten, griff Bulgarien Serbien an (Mai 1913). Danach beteiligten sich ab Juni 
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auch noch Griechenland, Rumänien, Montenegro und das bereits geschlagene Osmanische 
Reich am 2. Balkankrieg (1913). Bulgarien wurde bis August 1913 entscheidend besiegt und 
mußte z.B. Mazedonien, die Dobrudscha und Kreta abtreten.  
Während des 2. Balkankrieges erzielten Serbien und Griechenland zwar nochmals große Ge-
bietsgewinne, aber Serbien wurde trotzdem wieder maßlos enttäuscht. Österreich-Ungarn ver-
teidigte angesichts der Unterstützung durch das Deutsche Reich (Dreibund) entschlossen die 
Selbständigkeit Albaniens (seit 1912/13 unabhängig) und forderte Serbien auf (Ultimatum 
vom 18.10.1913), die besetzten albanischen Gebiete innerhalb von 8 Tagen zu räumen. Als 
Serbien am 25.10.1913 die Truppen aus Albanien abzog, war die akute Kriegsgefahr zunächst 
gebannt und Albanien versperrte Serbien weiterhin den angestrebten direkten Zugang zur Ad-
ria. 
Nach den verlustreichen Balkankriegen (1912-13) behielt das Osmanische Reich nur noch 
geringe europäische Gebiete. Das Osmanische Reich und das Deutsche Reich mußten sich am 
28. Juli 1913 gegenüber Großbritannien verpflichten, die Bagdadbahn nur bis zur irakischen 
Hafenstadt Basra zu bauen (x092/729). Ab 1913 führten die "Jungtürken" ehrgeizige Moder-
nisierungsmaßnahmen durch, die fast nur mit Fremdkapital finanziert wurden. Vor dem Ersten 
Weltkrieg war das Osmanische Reich bereits so hoch verschuldet, daß man sämtliche türki-
schen Staatseinnahmen an europäische Gläubiger verpfänden mußte (x056/310). Ein Haupt-
gläubiger des Osmanischen Reiches war das Deutsche Reich (mit etwa 500,0 Millionen RM 
bzw. 25 % der gesamten türkischen Schulden). Deutsche Unternehmen planten, finanzierten 
und bauten z.B. seit 1903 eine Eisenbahnstrecke von Konya (Osmanisches Reich) nach Bag-
dad (Irak).  
Ab 2. Januar 1914 veröffentlichte die Pariser Zeitung "Le Matin" eine fünfteilige Reihe über 
"Das größere Rußland".  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über diese sensationelle Veröf-
fentlichung in der Pariser Zeitung "Le Matin" (x307/538-539): >>Die von Chefredakteur 
Stéphane Lauzanne, der erst kurz zuvor von einer Reise aus Moskau und St. Peterburg zu-
rückgekehrt war, verfaßten Artikel beeindruckten Leser in Berlin nicht nur wegen der hämi-
schen Angriffslust im Ton, sondern auch durch die offensichtliche Genauigkeit und Struktur 
der darin enthaltenen Informationen.  
Der wohl alarmierendste Beitrag war eine Landkarte mit der Überschrift "Der Kriegsplan 
Rußlands". Das gesamte Gebiet zwischen Ostsee und Schwarzem Meer war darauf dicht über-
sät von einem Archipel aus Truppenkonzentrationen, die über ein Gitter aus Bahnlinien mit-
einander verbunden waren. Aus dem dazugehörigen Kommentar ging hervor, daß dies "die 
genauen Stellungen der russischen Armeekorps zum 31. Dezember 1913" waren; der Leser 
wurde ausdrücklich aufgefordert, "die außergewöhnliche Ansammlung von Streitkräften an 
der russisch-preußischen Grenze" zu beachten. 
Die Artikel brachten eine etwas fantastische und übersteigerte Sichtweise der russischen mili-
tärischen Stärke zum Ausdruck und dienten möglicherweise in Wirklichkeit dazu, den Wider-
stand gegen das neue (französische) Rußland-Darlehen zu schwächen, aber auf deutsche Le-
ser, die über die gigantischen Darlehen Bescheid wußten, die erst kurz zuvor zwischen Frank-
reich und Rußland vereinbart worden waren, übten sie eine alarmierende Wirkung aus.  
Der Effekt wurde noch durch die Vermutung gesteigert, daß die enthaltenen Informationen 
von einer Regierungsquelle stammten. Die Zeitung "Le Matin" stand bekanntlich Poincaré 
nahe, und es war kein Geheimnis, daß sich Lauzanne auf seiner Rußlandreise mit Sasonow 
und hohen russischen Militärs getroffen hatte. Es gab noch viele, ähnlich haarsträubende Un-
ternehmen mit lancierten Presseartikeln: In einem Leitartikel zum Neujahr, der um die gleiche 
Zeit erschien, brachte die (russische) Militärzeitschrift "Raswetschik" ("Aufklärer"), die ge-
meinhin als das Organ des Generalstabs galt, eine schaurige Vision von dem bevorstehenden 
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Krieg gegen Deutschland: 
Doch nicht nur die Truppe, das ganze russische Volk muß daran gewöhnt werden, daß wir uns 
zum Vernichtungskampf gegen die Deutschen rüsten und daß die deutschen Reiche vernichtet 
werden müssen, auch wenn wir dabei Hunderttausende von Leben verlieren müssen. 
Diese Form der halboffiziellen Propagandamache hielt bis in den Sommer hinein an. ...<<  
George W. Buchanan (1854-1924, von 1910-1917 britischer Botschaft in St. Petersburg) be-
richtete im April 1914 (x307/698): >>Rußland wird rasch so mächtig, daß wir seine Freund-
schaft fast um jeden Preis erhalten müssen. Wenn es zu der Überzeugung gelangt, daß wir als 
Freund unzuverlässig und nutzlos wären, könnte es eines Tages einen Handel mit Deutschland 
schließen und die Handlungsfreiheit in der Türkei und Persien wiedererlangen. ...<< 
Ein deutsches Unternehmen mußte im Juni 1914 den Bauauftrag für die Bagdad-Bahn-Rest-
strecke zwangsweise an britische Unternehmen abgeben (britisch-deutsche Vereinbarung vom 
15. Juni 1914). 
 
Bilanzierung und Bewertung des Kampfes um die Weltmacht 
Das 19. Jahrhundert wurde besonders von den Kämpfen um Kolonien in Afrika und Asien 
geprägt.  
Im 19. Jahrhundert ereigneten sich auch kriegerische Auseinandersetzungen mit preußischer 
oder deutscher Beteiligung, aber die späteren Alliierten handelten damals wesentlich aggressi-
ver bzw. "kriegerischer" als die vermeintlich "kriegslüsternen" Preußen bzw. Deutschen, wie 
die nachfolgende Zusammenstellung der kriegerischen Auseinandersetzungen nachweislich 
bestätigt. 
Kriegerische Auseinandersetzungen (Angriffskriege sowie Niederschlagungen von Un-
abhängigkeitsbewegungen und Volksaufständen) von 1800-1899: 
Frankreich führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: England, 
Rußland, Österreich, Portugal, Neapel und Osmanisches Reich (1799-1802, 2. Koalitions-
krieg), Ägypten (1801), England, Rußland, Österreich und Schweden (1805, 3. Koalitions-
krieg), Preußen, Sachsen und Rußland (1806-07), 4. Koalitionskrieg), Spanien (1808-13), 
Österreich (1809, 5. Koalitionskrieg), Preußen, England, Rußland, Österreich und Schweden 
(1813-15, Befreiungskriege), Spanien (1823), Algerien (1827-30), Osmanisches Reich (1827), 
Algerien (1830-47), Spanien (1834-49), Marokko (1844), Vietnam (1847), Rußland (1853-
56), China (1857-67), Österreich (1859-61), Vietnam (1859-62, 1867), Libanon (1860-61, 
Mexiko (1861), Preußen und süddeutsche Staaten (1870-71), Algerien (1871), Vietnam 
(1873), Tahiti (1880), Indochina (1880/81), China (1884-85), Madagaskar (1885), Timbuktu 
(1894), Marokko (1894-1908), Djibouti (1895). 
England führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Malta 
(1800), Dänemark und Ägypten (1801), Frankreich (1803-14, Seekrieg), Indien (1803), Kap-
land (1806), Dänemark (1807), Algerien (1816), Indien (1816-18), Birma (1824-26), Osmani-
sches Reich (1827), Spanien (1834-49), Irland (1837-89), China (1839-42), Afghanistan 
(1841), Indien (1845-49), Südafrika (1848), Birma (1852-53), Rußland (1853-56), Indien 
(1857-58), China (1857-60), Mexiko (1861), Afghanistan (1878-80), Südafrika (1879-81), 
Ägypten (1882), Sudan (1883), Birma (1885), Südafrika (1895/96, 1899-1902). 
Rußland führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Osmani-
sches Reich (1806-12), Schweden (1809), Nordarmenien und Aserbeidschan (1813-28), Persi-
en (1826-28), Osmanisches Reich (1827, 1829), Polen (1830-31), Walachei (1848), Ungarn 
(1849), Osmanisches Reich (1853-56), Japan (1858, wegen Sachalin-Inseln), verschiedene 
Völker im Kaukasus (1859), Amurgebiete und Turkestan (1860-64), Polen (1862-64), Tasch-
kent (1865), Buchara (1866), Samarkand (1868), Chiwa (1873), Kokand (1876), Osmanisches 
Reich (1877) und Merw/Turkestan (1884).  
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Die Vereinigten Staaten von Amerika führten von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Aus-
einandersetzungen: England (1812-14, wegen Kanada), Kriege gegen verschiedene nordame-
rikanische Stämme in Ohio, Georgia, Oklahoma, Colorado, Minnesota, Carolina, Florida, 
Oregon, New Mexiko, Arizona, Dakota (1812-1890), Mexiko (1845-48), US-Bürgerkrieg 
(1861-65), Spanien (1898), Hawaii (1898), Philippinen (1898-1902). 
Spanien führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Paraguay, 
Argentinien, Chile, Uruguay, Peru, Panama, Kolumbien, Ecuador, Venezuela, Mexiko (1810-
22, Unabhängigkeitskriege), Karlisten-Bürgerkrieg (1834-40, 1847-49, 1872-76), Marokko 
(1859-60), Mexiko (1861), Peru, Ecuador, Chile (1866-71), Kuba (1868-78), Kuba (1895-98), 
Philippinen (1898).  
Das Osmanische Reich führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzun-
gen: Ägypten (1801), Serbien (1804), Griechenland (1821-29), Ägypten (1832-40), Jemen 
(1849), Serbien, Montenegro, Bulgarien (1875-76), Armenien und Syrien (1890-97), Grie-
chenland (1897).  
Österreich führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Neapel 
(1820-21), Polen (1846), Böhmen, Ungarn und italienische Staaten (1848-49), Rußland 
(1853-56), Sardinien-Piemont (1859-61), Dänemark (1864). 
Italien führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Eritrea und 
Somaliland (1881), Eritrea (1885), Äthiopien (1894-96), Abessinien (1896). 
Das Deutsche Reich führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: 
Deutsch-Ostafrika (Araberaufstand im Jahre 1888), Südwest-Afrika (Hottentottenaufstand im 
Jahre 1897), China (Besetzung von Kiautschou 1897). 
Preußen führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Dänemark 
(1864), Bürgerkrieg gegen Österreich und andere deutsche Staaten (1866).  
Die Niederlande führte von 1800-1899 folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Belgien 
(1830), Sumatra (1873). 
Dänemark führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Schleswig, 
Holstein und Preußen (1848-50). 
Serbien führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: Bulgarien 
(1885-86). 
Japan führte von 1800-1899 u.a. folgende kriegerische Auseinandersetzungen: China (1894-
95).  
Die nordamerikanischen Historiker Quincy Wright (1890-1970) und Pitirim A. Sorokin 
(1889-1968) kamen im Rahmen einer Überprüfung der Kriegsbeteiligung der wichtigsten 
Großmächte während des 19. Jahrhunderts übereinstimmend zu dem Ergebnis, daß Preußen 
und das Deutsche Reich in jener Epoche zu den friedliebendsten Ländern mit der geringsten 
Zahl von Angriffskriegen und den längsten Friedensjahren zählten (x063/389).  
Während England, Frankreich, Holland, Spanien und Portugal schon seit Jahrhunderten ihre 
zahlreichen Kolonien ausplünderten (menschenverachtender Sklavenhandel, politische Unter-
drückung und wirtschaftliche Ausbeutung der abhängigen Kolonien), erwarben deutsche 
Kaufleute und Afrikaforscher (wie z.B. Gustav Nachtigal, Carl Peters und Hermann von 
Wissmann) erst in den Jahren 1883-85 einige Kolonien in Deutsch-Südwestafrika, Togo, Ka-
merun, Deutsch-Ostafrika und in Neuguinea, die später unter den Schutz des Deutschen Rei-
ches gestellt wurden.  
Die deutsche Kolonialpolitik wurde damals verstärkt eingesetzt, um die Massenauswanderung 
wichtiger Bevölkerungsteile zu verhindern. Die deutschen Kolonien besaßen für das Deutsche 
Reich keinen großen wirtschaftlichen Wert, denn sie waren größtenteils jahrelang nur Zu-
schußunternehmen. 1912 betrug die Ausfuhr in die deutschen Kolonien z.B. Waren im Wert 
54,5 Millionen Mark, während man gleichzeitig Waren im Wert von 58,6 Millionen Mark aus 
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den Kolonien importierte (x074/1.006).  
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die deutsche Außenpolitik 
(x307/194-195): >>Das Hauptziel der deutschen Außenpolitik in der Ära Bismarcks war es, 
die Entstehung einer feindlichen Koalition der Großmächte zu verhindern. ... 
Doch Bismarcks Strategie hatte auch ihren Preis. Sie erforderte, daß Deutschland unter seinen 
Möglichkeiten blieb, sich aus dem Wettlauf um Futterplätze in Afrika, Asien und anderswo 
heraushielt und tatenlos zusah, während andere Mächte um die globale Machtaufteilung strit-
ten. Außerdem mußte Berlin widersprüchliche Verpflichtungen gegenüber seinen Nachbar-
mächten eingehen. Die Konsequenz war ein Gefühl der nationalen Lähmung, das bei den 
Wählern gar nicht gut ankam, deren Stimmen über die Zusammensetzung des deutschen Lan-
desparlaments entschieden.  
Der Gedanke an koloniale Besitzungen – die man sich als Eldorado mit billigen Arbeitskräf-
ten und Rohstoffen vorstellte sowie als boomenden Exportmarkt, in dem eine wachsende Be-
völkerung aus Einheimischen und Siedlern fleißig Waren aus dem Mutterland kaufte – war für 
die deutsche Mittelschicht ebenso verführerisch wie für die etablierten europäischen Reiche. 
Es darf nicht vergessen werden, daß schon bescheidene deutsche Bemühungen, die machtpoli-
tischen Beschränkungen für eine Expansion zu überwinden, auf erbitterten Widerstand seitens 
der Weltmächte stießen. ... 
Seine Versuche, zumindest einen Anteil an den mageren Portionen zu bekommen, die noch 
erhältlich waren, stießen in der Regel auf energischen Widerstand seitens des etablierten 
Clubs der Weltmächte. ...<< 
Jules Ferry (1832-1893, 1880-81 und 1883-85 französischer Ministerpräsident) schrieb im 
Jahre 1882 über die Zukunft des französischen Kolonialreiches (x239/174): >>Sollte bei-
spielsweise die französische Flagge in Tongking (Französisch-Indochina) eingeholt werden, 
wie verschiedentlich vorgeschlagen wird, so würden Deutschland oder Spanien dort unver-
züglich an unsere Stelle treten.  
Die Konkurrenz zwischen den Nationen wird immer heftiger im Streit um diese weit entfern-
ten Absatzmärkte, diese Niederlassungen an den Toren zur Barbarei, welche ein sicherer In-
stinkt dem alten Europa als Brückenköpfe der Zivilisation und als Wege in die Zukunft an-
weist. 
Die Bedürfnisse einer ständig wachsenden industriellen Produktion, die zur Vergrößerung 
gezwungen ist, will sie nicht zum Tode verurteilt sein; die Suche nach unerschlossenen Märk-
ten; ... die Wissenschaft, welche die äußersten Enden der Erde in wenige Stunden Entfernung 
von London, Berlin oder Paris rückt; die sichtbaren Fortschritte der europäischen Gesellschaft 
und der Friedensidee; all dies drängt die zivilisierten Nationen dazu, ihre alten Rivalitäten auf 
das ausgedehntere und fruchtbare Feld weit entfernter Unternehmungen zu verlagern. 
Ist dies der Augenblick, an dem Frankreich heimkehren, sich in sich selbst zurückziehen, sich 
auf eine Politik der Seßhaftigkeit ... beschränken kann – eine Politik, die im nächsten Jahr-
hundert für die zur Unterlegenheit verurteilten oder vom Niedergang bedrohten Völker kenn-
zeichnend sein wird? 
Wir ersehnen für Frankreich eine andere Bestimmung. ...<<  
Cecil Rhodes (1853-1902, späterer Ministerpräsident der britischen Kapkolonie) erläuterte im 
Jahre 1877 einige Ziele der britischen Kolonialpolitik (x073/1, x056/302): >>Ich behaupte, 
daß wir die erste Rasse in der Welt sind und daß es für die Menschheit um so besser ist, je 
größere Teile der Welt wir bewohnen. Ich behaupte, daß jedes Stück Land, das unserem Ge-
biet hinzugefügt wird, die Geburt von mehr Angehörigen der englischen Rasse bedeutet, die 
sonst nicht ins Dasein gerufen worden wären. Darüber hinaus bedeutet es einfach das Ende 
aller Kriege, wenn der größere Teil der Welt in unserer Herrschaft aufgeht. ...<< 
>>... Da (Gott) offenkundig die englischsprechende Rasse zu seinem auserwählten Werkzeug 
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formt, durch welches er einen Zustand der Gesellschaft hervorbringen will, der auf Gerechtig-
keit, Freiheit und Frieden gegründet ist, muß er offensichtlich wünschen, daß ich tue, was ich 
kann, um jener Rasse so viel Spielraum und Macht wie möglich zu geben.  
Daher, wenn es einen Gott gibt, denke ich, er möchte gern von mir, daß ich so viel von der 
Karte von Afrika britisch rot anmale als möglich und anderswo tue, was ich kann, um die Ein-
heit zu fördern und den Einfluß der englisch sprechenden Rasse auszudehnen.<< 
Der nordamerikanische Militärschriftsteller Alfred T. Mahan (1840-1914) schrieb im Jahre 
1893 über die künftigen US-Expansionsziele (x239/188): >>Die Hawaii-Inseln sind von größ-
ter Bedeutung für die handelspolitische und militärische Kontrolle des Pazifik, ... in dem die 
Vereinigten Staaten, geographisch gesehen, das größte Recht auf die politische Vorherrschaft 
besitzen. ... 
Die Annexion wäre eine Erstlingsfrucht und ein Unterpfand dafür, daß die Nation bei ihrem 
jetzigen Entwicklungsstand zu der Einsicht gelangt ist, es sei nunmehr notwendig, ihre Le-
bensweise ... hinauszutragen über die Grenzen, die ihren Aktivitäten bislang genügt haben. ... 
Die vergleichende Religionswissenschaft lehrt uns, daß jene Religionen, die auf missionari-
sche Aktivitäten verzichten, zum Untergang verurteilt sind.  
Ist es mit Völkern nicht ebenso? ...<< 
Der deutsche Journalist und Autor Gabor Steingart schrieb später über die Folgen des Imperia-
lismus (x281/34-35): >>... Der Weltkrieg um Wohlstand hatte begonnen, lange bevor die Mi-
litärs der europäischen Länder sich für den Ersten Weltkrieg in Stellung brachten. 
Niemand bemerkte zunächst das herannahende Unheil. Daß schon bald 15 Millionen Europäer 
auf den Schlachtfeldern liegen würden, schien den Zeitgenossen ganz und gar undenkbar.  
Die Machtübernahme in den Kolonien streichelte die Seele und füllte vielerorts auch ihre 
Schatztruhen. Sie hatten ohne allzu große Mühen und Kosten etwa ein Viertel des Erdballs 
neu aufgeteilt. Der Wohlstand im Westen stieg, der Welthandel erlebte seine vorläufige Blüte. 
Die Tonnage der Handelsschiffe hatte sich von 1850-1875 vervierfacht und stieg in den fol-
genden vier Jahrzehnten nochmals um das Doppelte. Ein kraftvolles Europa war auf dem Ze-
nit seiner Macht und seines Ansehens in der Welt angekommen. ... 
Die Imperialisten der ersten Stunde kannten keine Scham. Sie kamen als Besatzer und Protek-
toratsverwalter, als Förderer ihrer heimischen Wirtschaft und kühl kalkulierende Zerstörer all 
dessen, was dabei hinderlich war.  
Auf kulturelle Traditionen und Menschenleben wurde keine allzu große Rücksicht genom-
men, der Imperialist war ein Angreifer aus Überzeugung, der Mitleid als Ausdruck von Wil-
lensschwäche empfand.  
"Der Kapitalismus bringt den Krieg wie die Regenwolke den Sturm", sagte der französische 
Sozialist Jean Jaurès. ...<< 
Ab 1887 zwang Großbritannien das Deutsche Reich, sämtliche Exportgüter mit der Her-
kunftsbezeichnung "Made in Germany" zu kennzeichnen. Diese diskriminierende Kennzeich-
nungspflicht konnte die aufstrebende deutsche Industrie- und Handelsmacht jedoch nicht auf-
halten, sondern die britischen Zwangsauflagen förderten sogar nachweislich die deutsche Ex-
portwirtschaft ("Gütesiegel").  
Die deutsche Wirtschaft erkämpfte sich bis 1913 vor allem in der Schwer-, Elektro- und Che-
mieindustrie international eine führende Position. Die lange führende Stahlindustrie Großbri-
tanniens wurde von der deutschen Stahlindustrie bereits seit 1893 regelrecht überflügelt 
(x092/1913). Infolge dieses Wirtschaftswachstums des Deutschen Reiches reagierten beson-
ders Großbritannien, Frankreich und die USA mit Neid und Mißgunst. 
Der französische Historiker und Wirtschaftswissenschaftler Henri Hauser (1866-1946) berich-
tete über die damalige Wirtschaftsentwicklung des Deutschen Reiches (x261/147): >>Das 
arme Deutschland, das 1870 auf der ökonomischen Landkarte kaum mehr als ein weißer Fleck 
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war, ist in wenig mehr als 40 Jahren zu einer der großen Weltmächte aufgestiegen; es ist ihm 
gelungen, ... nach dem Sieg auf dem Schlachtfeld im industriellen Bereich zu kämpfen und zu 
siegen. ...  
(1914) nahm das Reich mit einem Außenhandelsvolumen von 25 Milliarden (Francs) nach 
England die zweite Stelle unter den Handelsstaaten der Erde ein. Es war zum zweitgrößten 
Erzeuger von Roheisen und Eisen geworden und übertraf damit sogar England, während es in 
der Weltstahlproduktion ebenfalls an zweiter Stelle stand. Seine Handelsflotte, die 1870 noch 
kleiner als die unsrige war, wurde 1913 lediglich von der englischen und amerikanischen ü-
bertroffen. ... 
Das bis dahin arme Deutschland wurde mit einem Schlag reich. Sein Gesamteinkommen wur-
de 1895 auf 21 Milliarden Mark geschätzt; 1913 bewegten sich die Schätzungen zwischen 40 
und 50 Milliarden, und das deutsche Volksvermögen wurde auf jetzt 320 Milliarden Mark 
taxiert. ...<< 
Der deutsche Historiker Peter März berichtete später über die "Erfolgsbilanz des Kaiserrei-
ches" (x312/186-188): >>Nach dem Beginn des 20. Jahrhunderts überholt Deutschland das 
Mutterland der industriellen Revolution, Großbritannien. Die deutsche Produktion an Eisen 
und Stahl liegt 1913 bei 17,6 Millionen Tonnen; das ist mehr als das Doppelte der britischen, 
rund das Vierfache der französischen wie der russischen Produktion. Fast alle einschlägigen 
Statistiken für die letzten Jahre vor dem Ersten Weltkrieg sehen in der Weltwirtschaft die 
USA auf Platz eins, Deutschland auf Platz zwei, Großbritannien auf Platz drei. ... 
Keine Entwicklung vollzieht sich unlimitiert. Und doch wird man sagen können, daß das 
Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg auf einer Überholspur war und ein Ende dieses Auf-
stieges noch nicht abgesehen werden konnte. Es waren vor allem die politischen Zäsuren, die 
Weltkriege und die ideologischen Verirrungen, die diesem aufstrebenden Weg ein Ende setz-
ten.<< 
Der russische General Tschernajew forderte im Jahre 1876 die Völker des Balkans auf, sich 
für die Vereinigung aller Slawen einzusetzen (x233/124): >>... Wir kämpfen für die heilige 
Idee des Slawentums, die nicht Herrschsucht, sondern die Idee der Gleichberechtigung des 
Menschengeschlechts in sich schließt.<< 
Der deutsche Redakteur und Historiker Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht 
Rache, nicht Vergeltung ..." über den slawischen Nationalismus (x024/42): >>Der Pansla-
wismus, die Idee von der Einheit aller slawischen Völker, hat nicht nur den Zusammenhalt des 
Habsburger Reiches untergraben, er diente auch als Richtlinie der russischen Außenpolitik 
und erlaubte es dem Zaren, als Repräsentant der slawischen Vormacht, als Sprecher und Be-
schützer aller Slawen aufzutreten - eine entscheidende Ursache für den Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges.  
Schon vor dem Ersten Weltkrieg erschienen obskure Landkarten, in denen slawischen Staaten 
das ganze im frühen Mittelalter einmal slawisch besiedelte Gebiet Mitteleuropas einnahmen. 
Die Deutschen sollten auf ein Reservat im Westen zurückgedrängt werden. Das waren gewal-
tige Übersteigerungen, die natürlich nicht von allen geteilt wurden, auch nicht als Wunsch-
traum. Aber sie kennzeichnen doch den slawischen Nationalismus und dessen Expansionsge-
lüste ...<< 
Die Reichstagswahlen (erstmalig galt ein allgemeines Wahlrecht) in Österreich-Ungarn besie-
gelten im Jahre 1907 die slawische Mehrheit (233 deutsche gegen 265 slawische Abgeordnete 
bei 28 Fraktionen) im arbeitsunfähigen Reichsrat (x061/357).  
Da Österreich eine türkische Besetzung Bosniens und der Herzegowina befürchtete bzw. ei-
nen serbischen Einmarsch verhindern und den südslawischen Nationalismus eingrenzen woll-
te, annektierte Österreich im Jahre 1908 die seit 1878 verwalteten Provinzen Bosnien und 
Herzegowina. Die Annexion erfolgte ohne die Zustimmung der "Berliner Kongreßmächte". 



 23 

Das Deutsche Reich wurde außerdem nicht über die österreichisch-russischen Geheimver-
handlungen (Konferenz von Buchlau am 16. September 1908) informiert (x063/467).  
Nach Österreichs Annexion der strategisch wichtigen Provinzen Bosnien und Herzegowina 
begannen ab 1908/09 die Kriegsrüstungen der russischen Kriegspartei gegen Österreich-
Ungarn und das Deutsche Reich (x142/364). 
Der russische Außenminister Sergei Sasonow (1860-1927) informierte im Mai 1913 Nikolaus 
von Hartwig (1857-1914, seit 1909 russischer Botschafter in Serbien) über die zukünftige po-
litische Entwicklung Serbiens (x307/453): >>Um sein Bestimmungsziel zu erreichen, muß es 
noch einen schrecklichen Kampf durchstehen, in dessen Verlauf seine ganze Existenz auf dem 
Spiel steht. ...  
Das gelobte Land Serbien liegt im Territorium des heutigen Österreich-Ungarn und nicht in 
der Richtung, in die es derzeit strebt, wo die Bulgaren ihm den Weg verstellen. Unter diesen 
Bedingungen liegt es im vitalen Interesse Serbiens, ... sich durch zielstrebige und geduldige 
Arbeit in einen Zustand der Bereitschaft für den unausweichlichen künftigen Kampf zu ver-
setzen. Die Zeit arbeitet für Serbien und für den Sturz seiner Feinde, die bereits eindeutige 
Anzeichen des Verfalls aufweisen. ...<< 
In Rußland bereitete man sich bereits frühzeitig auf einen Krieg gegen Österreich-Ungarn und 
das Deutsche Reich vor. Der russische Kronrat stellte am 21. Februar 1914 fest, daß die Herr-
schaft über die slawische Welt zwangsläufig über einen europäischen Krieg führen würde 
(x063/478).  
Ab 1889 finanzierte Frankreich mit sog. "Revancheanleihen" die westrussischen Aufmarsch-
bahnen gegen das Deutsche Reich (x142/346).  
Gabriel Hanotaux (1853-1944, französischer Historiker und Politiker, von 1894-98 Außenmi-
nister, förderte die Annäherung an Rußland und die koloniale Ausdehnung Frankreichs) be-
richtete im Jahre 1901 während eines Vortrages in Paris (x239/175): >>In weniger als einem 
halben Jahrhundert wird die Welt aufgeteilt sein; die noch freien Länder werden in Besitz ge-
nommen und die neuen Grenzen endgültig gezogen sein. Für neue Expansionen wird kein 
Platz mehr sein, es sei denn, um den Preis schrecklicher Erschütterungen. ... 
Es geht nicht allein um eine gewaltige Zurschaustellung von Eroberungen; es geht auch nicht 
um die Vergrößerung des öffentlichen und privaten Reichtums; es geht darum, über die Meere 
hinweg in gestern noch unzivilisierten Ländern die Prinzipien einer Zivilisation auszubreiten, 
deren sich eine der ältesten Nationen der Erde sehr zu Recht rühmen kann; es geht darum, in 
unserem Umkreis und in weiter Ferne so viele neue Frankreichs zu schaffen wie möglich; es 
geht darum, inmitten der stürmischen Konkurrenz der anderen Rassen, die sich alle auf den-
selben Weg begeben haben, unsere Sprache, unsere Sitten, unser Ideal, den Ruf Frankreichs 
und des Romanentums zu bewahren. ...<< 
Infolge der deutschen Aktivitäten (Bau der "Bagdad-Bahn" von 1903-1913 usw.) im Osmani-
schen Reich verschlechterten sich vor allem die Beziehungen zu den Briten, Franzosen und 
Russen. Die Briten reagierten entrüstet, denn angeblich wurde ihre eigene Vormachtstellung 
in Asien, besonders die Ausbeutung der Erdölquellen in Persien und die Stabilität des indi-
schen Kolonialreiches gefährdet, während die Russen jegliche Stärkung des Osmanischen 
Reiches generell ablehnten. 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die deutsch-osmanischen 
Beziehungen (x307/435): >>In Anbetracht der sehr eingeschränkten Optionen, die Deutsch-
land auf der globalen Bühne zur Verfügung standen und der relativ geschlossenen Bündnis-
blöcke in Europa erregte vor allem eine Region die Aufmerksamkeit der Staatsmänner, die an 
einer Weltpolitik ohne Krieg interessiert waren; das Osmanische Reich. 
Die deutsche Politik hatte sich in dieser Region, wo die Rivalitäten der Kolonialmächte be-
sonders heftig aufeinander trafen, traditionell eher zurückgehalten, doch in den 1880er Jahren 
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wurde Berlin aktiver. Von der Regierung in Konstantinopel, die seit der britischen Besetzung 
Ägyptens (1882) ihren Partnern in Berlin aktiv den Hof machte, wurde die deutsche Regie-
rung dazu regelrecht eingeladen. ... 
Mit den Investitionen in osmanischen Territorien, in erster Linie in wichtige Infrastrukturpro-
jekte, hofften die Deutschen, das Osmanische Reich angesichts der Bedrohung seitens der an-
deren Mächte, allen voran Rußland, zu stabilisieren. Und falls der Zusammenbruch des Os-
manischen Reiches das Tor zu einer territorialen Aufteilung unter den Weltreichen öffnen 
sollte, wollten sie sichergehen, daß sie einen Platz an dem Tisch bekamen, wo die Beute ver-
teilt wurde. ...<< 
Frankreich und Italien einigten sich im Jahre 1902 darauf, daß Frankreich freie Hand in Ma-
rokko und Italien in Libyen erhalten sollte (x142/359).  
Der französische Historiker und Politiker Gabriel Hanotaux schrieb in seinem im Jahre 1902 
veröffentlichten Buch "L'Energie francaise" über die Motive der Kolonialpolitik Frankreichs 
(x272/186-187): >>... Es geht darum, "jenseits der Meere in Landstrichen, die gestern barba-
risch waren, die Prinzipien einer Zivilisation zu verbreiten, deren sich zu rühmen eine der äl-
testen Nationen des Globus wohl das Recht besitzt. Es handelt sich darum, in der Nähe und in 
der Ferne ebenso viele neue Frankreiche zu schaffen. ... 
Die kolonisatorische Mission Frankreichs ist so alt wie seine Geschichte. Es gehört zu seiner 
Tradition, die verspäteten Völker in seinem Gefolge mitzunehmen. Die wirkliche Kolonisati-
on ist die Opfergabe, die das Mutterland den jungen Völkern, seinen Kindern, in sich selber 
reicht. 
Frankreichs Aufgabe ist die intellektuelle und moralische Evangelisation der Völker. ...<< 
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die französische Weltmachts-
politik (x057/175-176): >>Mit aller Macht versuchte Frankreich sein Kolonialreich auszudeh-
nen und erwarb nacheinander Tunis (1881), Französisch Kongo (1884), den Französischen 
Sudan (1893), Madagaskar (1894), Hinterindien (Tongking 1884-93) und schließlich Marok-
ko (1906-11). Damit war das französische Kolonialreich auf über 10 Millionen Quadratkilo-
meter mit etwa 60 Millionen Einwohnern angewachsen und nahm den zweiten Platz unter den 
Kolonialreichen ein. 
Es sicherte Frankreich die Herrschaft im westlichen Mittelmeer, beteiligte es an der Erschlie-
ßung Ostasiens und lieferte wichtige Rohstoffe, Kolonialwaren und Soldaten. 
Die Grundlage der französischen Weltmachtpolitik beruhte hauptsächlich auf dem neuge-
schaffenen Kolonialreich, der französischen Kulturpropaganda sowie einer großzügigen 
Bündnispolitik (Rußland 1894, England 1904), wodurch der Weg freigemacht wurde zu einer 
aktiven Außenpolitik.<< 
Im Jahre 1907 sollte ein englisch-russisches Bündnis zur Entspannung in Afghanistan, Tibet 
und Persien führen und war gleichzeitig gegen das Deutsche Reich gerichtet ("Stabilisierung 
des europäisches Gleichgewichtes"). Das unabhängige Persien wurde später in 3 Zonen aufge-
teilt. Die südliche Zone erhielt England, während Rußland die nördliche Zone übernahm 
(x074/988). Ferner wurden die jeweiligen Gebietsinteressen Großbritanniens in Afghanistan 
und Rußlands in Tibet akzeptiert. Nach dem englisch-russischen Bündnis im Jahre 1907 spra-
chen viele Deutsche bereits von einer bewußten Einkreisung des Reiches. 
Reichskanzler Bernhard Fürst von Bülow erläuterte am 29. März 1909 angesichts der Annexi-
on Bosniens und der Herzegowina im Oktober 1908 die wesentlichen deutschen Motive für 
die Unterstützung der Donaumonarchie (x092/714): >>... Ich habe irgendwo ein höhnisches 
Wort gelesen über unsere Vasallenschaft gegenüber Österreich-Ungarn. Das Wort ist einfäl-
tig! Es gibt hier keinen Streit um den Vortritt wie zwischen den beiden Königinnen im Nibe-
lungenlied; aber die Nibelungentreue wollen wir aus unserem Verhältnis zu Österreich-
Ungarn nicht ausschalten, die wollen wir gegenseitig wahren. ...<< 
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Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die antideutsche britische 
Außenpolitik im Jahre 1909 (x307/220): >>... Im November 1909 bezeichnete Sir Charles 
Hardinge Deutschland als "die einzige aggressive Macht in Europa". 
Derartige Behauptungen, die wie ein Mantra bei jeder sich bietenden Gelegenheit in Depe-
schen, Briefen und Protokollen wiederholt wurden, verschmolzen zu einer neuen virtuellen 
Realität, eine Deutung des Weltgeschehens. ...<< 
Während das Osmanische Reich einen Krieg gegen Italien führte (1911/12), nutzte der "Bal-
kanbund" die Gunst der Stunde und griff das Osmanische Reich an. Die angeschlagenen Tür-
ken wurden im 1. Balkankrieg (1912) besiegt und mußten Mazedonien räumen. Italien ver-
hinderte aber weiterhin Serbiens Zugang zur Adria.  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Balkankriege 1912/13 
(x057/192): >>Die Balkankrise bedeutete eine ständige europäische Kriegsgefahr und war 
begleitet von einem Wettrüsten der Großmächte. Frankreich führte die dreijährige Dienstzeit 
ein, so daß sein Heer trotz der geringeren Einwohnerzahl größer war als das deutsche (1913). 
Es ergänzte seine Bündnisse durch Militärabkommen mit England und traf geheime Abma-
chungen mit Belgien, nachdem mit Rußland schon seit 1892 eine Militärkonvention abge-
schlossen worden war. Rußland baute mit französischen Geldern sein Eisenbahnnetz in Polen 
aus und verstärkte sein Heer auf die Zahl von 2 ¼ Millionen. Auch zwischen England und 
Rußland wurde über eine Marinekonvention verhandelt. 
Demgegenüber bestanden zwischen den Dreibundmächten keine militärischen Verabredun-
gen. Deutschland verstärkte zwar seine Rüstung ebenfalls, aber wesentlich bescheidener in-
folge des Widerstandes der Linken im Reichstag (Wehrvorlage 1913). ...<< 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über die "politischen Verwick-
lungen auf dem Balkan (x307/318): >>Der Erste Weltkrieg war genau genommen der dritte 
Balkankrieg, bevor er zum Weltkrieg wurde. ...<< 
Großbritannien schloß am 23. November 1912 eine Vereinbarung mit Frankreich gegen das 
Deutsche Reich und verpflichtete sich im Fall eines Krieges zur Unterstützung des französi-
schen Bündnispartners (x041/57).  
Der britische Diplomat Harold G. Nicolson (1886-1968) berichtete im Jahre 1912 (x307/698): 
>>... Es wäre von weit größerem Nachteil, ein unfreundliches Frankreich und Rußland zu ha-
ben als ein unfreundliches Deutschland. (Deutschland kann) uns reichlich zu schaffen ma-
chen, aber es kann unsere wichtigeren Interessen nicht ernsthaft bedrohen, insbesondere Ruß-
land könnte uns hingegen extreme Schwierigkeiten und in der Tat Gefahr im Mittleren Osten 
und an unserer indischen Grenze bereiten und es wäre äußerst unglücklich, falls wir zu dem 
Status quo zurückkehren würden, der vor 1904 und 1907 Bestand hatte. ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt berichtete später über das britisch-deutsche Ver-
hältnis im Jahre 1913 (x283/194): >>... Die Engländer hatten schon immer die stärkste Konti-
nentalmacht bekämpft, und das war nun Deutschland.  
Nach Bernhard Shaw konnten Edward Grey und Winston Churchill, Außen- und Marinemini-
ster, es kaum erwarten, den unbequemen deutschen Konkurrenten zu beseitigen, der das Mo-
nopol der Briten auf die Hochsee bedrohte. Am Queens College in London war 1913 der be-
vorstehende Entscheidungskampf mit Deutschland akademisches Thema. Die Generalstabs-
pläne lagen vor.  
Rußland war von Berlin enttäuscht, wo man mit Rücksicht auf England den russischen 
Wunsch nach den Dardanellen nicht unterstützte und Wien den Rücken stärkte. ...<< 
Schlußbemerkungen: Durch die sogenannten "Marokkokrisen" (1905/06 und 1911) sowie 
völlig unnötige, überzogene Machtdemonstrationen geriet das Deutsche Reich immer weiter 
in die internationale Isolation. Der einzige Bundesgenosse des Deutschen Reiches, unter den 
europäischen Großmächten, war schließlich nur noch Österreich-Ungarn. Der angeschlagene 
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Vielvölkerstaat kämpfte aber längst seit Jahrzehnten verzweifelt um seine eigene Existenz.  
Infolge der kurzsichtigen Ausgleichspolitik und der Unterstützung der Donaumonarchie Ös-
terreich-Ungarn geriet das Deutsche Reich spätestens ab 1909 allmählich immer stärker in den 
Balkankonflikt hinein. 
Im Februar 1912 wurden die deutsch-britischen Verhandlungen über den eingeschränkten 
Ausbau der deutschen Kriegsflotte erfolglos beendet, obwohl das Deutsche Reich erhebliche 
Zugeständnisse machte. England lehnte es weiterhin ab, verbindliche Neutralitätserklärungen 
zu vereinbaren, falls Deutschland in einen Festlandkrieg verwickelt würde (x059/19).  
Großbritannien schloß danach am 23. November 1912 eine Vereinbarung mit Frankreich ge-
gen das Deutsche Reich und verpflichtete sich im Fall eines Krieges zur Unterstützung des 
französischen Bündnispartners (x041/57).  
Im Jahre 1912 baute Rußland mit französischer Unterstützung das Eisenbahnnetz im ehemali-
gen Polen aus und verstärkte das russische Heer auf 2.250.000 Soldaten (x057/192). 
Der deutsche Reichskanzler Theobald Bethmann-Hollweg (1856-1921) warnte im Jahre 1912 
bereits vor Rußland (x063/482): >>... Die Zukunft gehört ihm - es wächst und wächst und legt 
sich als immer schwererer Alp auf uns.<< 
Das Deutsche Reich fühlte sich damals zusehends durch die englisch-französisch-russischen 
Bündnisse bedroht und verlängerte am 5. Dezember 1912 den unglückseligen Dreibund (von 
1882) zwischen dem Deutschen Reich, Österreich-Ungarn und Italien um 6 Jahre. Damals 
ahnte noch niemand, daß dieses verhängnisvolle Bündnis (unverständliche Nibelungentreue) 
schon bald den Untergang des Deutschen Reiches besiegeln würde. 
Die russische Tageszeitung "Birschewija" ("Börsennachrichten") berichtete am 13. Juni 1914 
(x307/539): >>Rußland ist bereit. Frankreich muß es auch sein ...<< 
Der australische Historiker Christopher Clark berichtete später über diesen Presseartikel 
(x307/539): >>Er wurde in der französischen und deutschen Presse mehrfach nachgedruckt. 
Insbesondere alarmierte die Politiker in Berlin die zutreffende Vermutung des Botschafters 
Graf Friedrich Pourtalès in St. Petersburg, daß der Beitrag von keinem Geringeren als Kriegs-
minister Wladimir Suchomlinow persönlich lanciert worden sei.  
Der Artikel skizzierte eindrucksvoll die gewaltige Militärmaschine, die im Fall eines Krieges 
Deutschland überrollen würde. Die russische Armee, prahlte der Schreiber, werde in Kürze 
eine Stärke von 2,32 Millionen Mann erreichen (Deutschland und Österreich-Ungarn hätten 
hingegen zusammen nur 1,8 Millionen Mann). Dank eines rasch sich ausdehnenden strategi-
schen Schienennetzes werde überdies die Mobilmachungszeit erheblich verkürzt. ...<< 
Herbert Ludwig berichtete später (am 4. August 2014) in seinem Internet-Blog "Fassadenkrat-
zer.wordpress.com" über die politische Einflußnahme der britischen Freimaurer Cecil Rhodes 
und Alfred Milner vor dem Ersten Weltkrieg (x968/…): >>Wie einflußreiche Kreise in Eng-
land zum Ersten Weltkrieg trieben 
Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts hatte sich in Englands Oberschicht ein Netz-
werk von lockeren Kreisen, Gruppen und Clubs gebildet, die aus dem Anspruch gottgewollter 
Überlegenheit der englischen "Rasse" intensiv für eine imperialistische Ausbreitung des Briti-
schen Empire wirkten und einen Krieg mit dem aufstrebenden Deutschen Reich für unaus-
weichlich hielten.  
Im Mittelpunkt dieses Netzes stand eine von Cecil Rhodes, Alfred Milner und anderen ge-
gründete geheime Gesellschaft, die nach Rhodes Tod im Jahr 1902 von Milner dominiert 
wurde. Dieser war Zentrum einer "Armee von Milianern", wie ein Freund formulierte, die al-
lesamt von seiner Führung und Inspiration abhingen. 
Spiritismus und Prophezeiungen des kommenden Krieges 
Viele, wie Cecil Rhodes und Alfred Milner, die einer Freimaurer-Loge angehörten, hatten ern-
stes Interesse an okkulten, spiritistischen Phänomenen und erhofften sich von dort Rat und 
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Hilfe für ihre politischen Pläne. Zu ihnen zählte auch der zur Rhodes/Milnerschen Geheimge-
sellschaft gehörende Arthur J. Balfour (1848-1930; Premierminister 1902-1905, Marinemini-
ster 1915-1916, Außenminister 1916-1919).  
Seit dem Tod seiner Verlobten Mary Lyttelton im Jahr 1875 befaßte er sich mit dem Spiritis-
mus, "um der Geliebten im Jenseits nachzuforschen." (Markus Osterrieder: Welt im Umbruch, 
Stuttgart 2014, S. 873) 1880 trat er der Metaphysical Society bei und wirkte 1893/94 als Prä-
sident der Society für Psychical Research, aus der sich zahlreiche Anhänger Alfred Milners 
rekrutierten. "Schließlich empfing er am Palmsonntag des Jahres 1912 mit Hilfe des Mediums 
'Mrs. Willet' ... und ihrer Fähigkeit des automatischen Schreibens das erste Skript von Mittei-
lungen 'Mary Catherine Lytteltons'; die 'Korrespondenz' bestand fortan bis zu Balfours Tod 
1930.  
Balfours Nichte und Biographin merkte an: Niemand kann Arthur Balfour verstehen, der ver-
gißt, daß das Interesse für spekulative Gedanken Teil des Gefüges seiner alltäglichen Existenz 
war, wo auch immer er war, was auch immer er tat." (A.a.O.) 
1916, als er Außenminister des Kriegskabinetts unter Lloyd George wurde, erhielt Arthur Bal-
four von Arthur Conan Doyle, Spiritist und Erfinder der Romanfigur Sherlock Holmes, die 
Nachricht, der 1912 beim Untergang der Titanic ums Leben gekommene W. T. Stead (ein en-
ger Freund Rhodes, Milners und Balfours) lasse ihm ausrichten, daß er mit Cecil Rhodes an 
seiner Seite "in die Augen Christi geblickt habe". Und er habe gesagt: "Richte Arthur aus, daß 
seine Arbeit auf Erden heilig und göttlich ist - daß seine Botschaft die Meine ist." (Osterrie-
der, S. 873-74) 
Osterrieder stellt fest, daß sich seit den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts in England "im Ver-
lauf von spiritistischen Séancen Erscheinungen manifestierten, die über einen kommenden 
europäischen Krieg prophezeiten." So erfolgte eine solche "Geistmitteilung" im Kreis des Spi-
ritualisten William Oxley in Manchester, die 1885 veröffentlicht wurde.  
Darin war "von einem mächtigen Kampf, einem schrecklichen Blutvergießen" die Rede, das 
nach Ablauf von vierzehn Jahren eintreten werde, von "einer Entthronung der Könige, einem 
Umsturz der Mächte. "Die wichtigste Frage ist: Wird Britannien für immer verloren sein?" 
Dies wurde in der Mitteilung durchaus für möglich gehalten, wenn nicht eine große spirituelle 
Macht interveniere. Aber um es retten zu können, müsse Britannien "sein bestes Blut lassen." 
(S. 874) 
"Das Medium Leonora Piper (1857-1950) wiederum, welches (den Physiker) Oliver Lodge, 
den Philosophen William James und Richard Hodgson (prominentes Mitglied der englischen 
wie amerikanischen Societies for Psychical Researche) vom Spiritismus überzeugte, kündete 
um 1898 von der neuen Geistesoffenbarung im 20. Jahrhundert, doch solle dem ein schreckli-
cher Krieg in verschiedenen Teilen der Welt vorangehen, in dem 'die ganze Welt geläutert und 
gereinigt werden' müsse."  
Auch die Ehefrau des Politikers Alfred Lyttelton, Dame Edith, "hielt in ihren seit 1913 prakti-
zierten automatischen Aufzeichnungen fest, daß ein großer Krieg unweigerlich kommen müs-
se, und präzisierte zwischen dem 9. Und 21. Juli 1914, daß der erwartete Moment nun einge-
treten sei." Sie hatte 1901 die Victorian League mitbegründet, um die von Alfred Milner ver-
tretene Zukunftsvision des Empire zu verbreiten. 
Im Februar 1914 meldete sich der mit der Titanic untergegangene "Geist" des Milner-
Freundes William T. Stead auf einer spiritistischen Sitzung im Little Theatre im australischen 
Sydney und prophezeite über das bekannte Medium Mrs. Foster Turner den fast tausend ver-
sammelten Menschen: "Obwohl nun gegenwärtig kein Zeichen eines großen Europäischen 
Krieges auszumachen ist, warne ich euch dennoch, daß bevor das Jahr 1915 zur Neige geht, 
Europa von Blut überschwemmt wird.  
Unsere geliebte Nation Großbritannien wird in den schrecklichsten Krieg gezogen werden, 
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den die Welt jemals gekannt hat. Deutschland wird der große Gegenspieler sein und wird an-
dere Nationen mit sich ziehen. Österreich wird sich zugrunde richten. Könige und Königrei-
che werden fallen. Millionen von wertvollen Leben werden hingeschlachtet, aber Britannien 
wird schließlich triumphieren und siegreich hervorgehen." (S. 878) 
Wer diese Dinge als privaten Humbug betrachtet, der doch mit der Politik nichts zu tun habe, 
verschließt sich vor geschichtlich wirksamen Tatsachen. Daß zahlreiche hoch angesehene 
Wissenschaftler und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens in England nach vielfältigen 
ernsthaften Prüfungen die Echtheit spiritistischer Phänomene anerkannten und davon in ihrem 
Handeln beeinflußt wurden, ist eine Realität.  
Das schließt nicht aus, daß es auch Unsinn und Täuschungen gab. Rudolf Steiner, der als 
zeitweiliger Leiter der deutschen Sektion der von der Britin Anni Besant geführten Theoso-
phischen Gesellschaft die spiritistische Szene auch in England gründlich studiert hatte, stand 
dem Spiritismus äußerst kritisch gegenüber und hielt ihn für eine materialistische Verirrung. 
Er wies aber darauf hin, daß durch ihn gleichwohl allerlei geistige Tatsachen zum Vorschein 
kämen, bei denen jedoch im Dunkeln bliebe, welche okkulten Kräfte mit welchen Intentionen 
diese Erscheinungen inszenierten. (R. Steiner dazu in Gesamtausgabe Bd. 52) 
Der Einfluß okkulter Logen 
Es ist naheliegend, daß nicht nur in kleinen Kreisen, sondern auch in den okkulten Logen 
Englands, in denen zahlreiche führende Politiker Mitglied waren, über Medien versucht wur-
de, geistige Richtlinien für die Politik Englands zu gewinnen. Dies wird auch von Rudolf 
Steiner aus seinen Forschungen bestätigt. "Dasjenige, was wichtig ist, ist, daß nun, nachdem 
der ernsthafte Okkultismus sich zurückgezogen hat von dem Spiritismus, ... daß dann alle 
möglichen Strömungen und okkulten Brüderschaften und einzelne Menschen, ... versucht ha-
ben, die ganze Mediumschaft immer im einzelnen in die Hand zu bekommen, um dadurch 
gewisse Sonderzwecke zu verfolgen." (Vortrag 27.11.1916, GA 172, S. 222)  
Mit Sonderzwecken ist gemeint, daß ein zentraler okkulter Grundsatz verlassen und nicht zum 
Wohl der ganzen Menschheit gearbeitet wird, sondern für egoistische Ziele einer Gruppe, der 
englischsprechenden Völker. 
Wenn man verfolgt, was selbst bei sogenannten ganz aufklärerischen Geschichtsschreibern 
und Politikern Englands und Amerikas als Weltideen verbreitet wird, so wird man finden, daß 
selbst bei diesen aufklärerischen Leuten in ihre Ideen überall etwas hineinspielt, was irgend-
wie von übersinnlichen Erkenntnissen über den Gang der Welt beeinflußt ist.  
Das gewinnt man innerhalb der angloamerikanischen Welt durchaus, seit der Mitte des neun-
zehnten Jahrhunderts insbesondere, auf eine Art medialem Wege. ... Und aus solchen media-
len Persönlichkeiten heraus hat man insbesondere im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts in 
der anglo-amerikanischen Welt die Prinzipien erfahren, durch die man politisch gegen Euro-
pa und gegen Asien die Erfolge hat erringen können, die man errungen hat. 
Zwar gab es spiritistische Sitzungen und Mitteilungen auch im mitteleuropäischen Raum, 
doch seien "die Menschen der anglo-amerikanischen Welt … viel zu gescheit, um es so zu 
machen wie die Mitteleuropäer, die einfach nicht glauben, was auf diese Weise aus Unter-
gründen des Daseins heraus geoffenbart wird" (R. Steiner, Vortrag 29.7.1919, GA 192, S. 301 
ff.). 
Zu der neuzeitlichen Strömung der Demokratie mit den Idealen der Französischen Revolution 
gehe im Westen eine verborgene Strömung parallel, die Steiner "die geistige Aristokratie der 
Loge" nennt. Elitäre westliche Brüderschaften benutzten vorrevolutionäre aristokratische Im-
pulse des 18., 17., 16. Jahrhunderts, die dadurch unbemerkbar gemacht werden, daß sie sich 
mit den Phrasen der Revolution, der Demokratie umkleiden, deren Maske annehmen, um auf 
diesem Wege möglichst viel Macht zu erlangen.  
Es gehe ihnen darum, "den Wenigen die Herrschaft zu verschaffen durch die Mittel, die man 
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im Schoß der Loge hat, dem Ritual und seiner suggestiven Wirkung." Vor 1850 hätten die 
Historiker im Gegensatz zu später noch auf den Zusammenhang der Französischen Revolution 
und aller folgenden Entwicklung mit den westlichen Logen hingewiesen. 
In den Zeiten, die als vorbereitend für die Gegenwart in Betracht kommen, hat sich die westli-
che geschichtliche Entwicklung, die westliche Welt, niemals von den Logen emanzipiert. Im-
mer war der Einfluß der Logen stark wirksam, das Logentum wußte die Kanäle zu finden, um 
den Gedanken der Menschen gewisse Richtungen einzuprägen. Und wenn man ein solches 
Netz gesponnen hat, wovon ich Ihnen nur einzelne Maschen angegeben habe (im 18. Jahr-
hundert von London aus über ganz Europa gegründete Freimaurer-Logen), dann braucht 
man nur auf den Knopf zu drücken und die Sache wirkt weiter. (R. Steiner, Vortrag 8.1.1917, 
GA 174, S. 90) 
Wir müssen die von Cecil Rhodes initiierte "Geheimgesellschaft" und das von Alfred Milner 
geknüpfte Netzwerk von Clubs, Zirkeln und, um einen modernen Ausdruck zu gebrauchen, 
"Think Thanks" angesichts der starken personellen Verflechtung als Ausläufer der englischen 
okkulten Logen betrachten. 
Coefficients, der "Kindergarten" und Round Table 
Zunehmenden Einfluß auf die britische Außenpolitik gewannen die Coefficients, die sich 
1902 als ein parteiübergreifender Debattierclub und brain trust bildeten. Ihm gehörten u.a. an: 
Edward Grey (Außenminister 1905-1916), W. A. S. Hewins (1917-1919 Unterstaatssekretär 
für die Kolonien), Viscount R. B. Haldane (Kriegsminister 1905-1912), Alfred Milner (ab 
1916 Minister ohne Geschäftsbereich, Kriegsminister, Kolonialminister), der Geopolitiker 
Halford J. Mackinder (einer der geistige Väter der modernen geostrategischen Studien). "Einig 
war man sich über den zu erwartenden Großkrieg mit Deutschland, das ... als einzig mögliche, 
weil existentielle Bedrohung dienen sollte, die nötig erschien, um die English minds aus ihrer 
Lethargie zu neuen Anstrengungen zu befreien.  
Der erste Schritt hierzu sei ein Bündnis mit Rußland mit Hilfe von Konzessionen in der Ori-
entpolitik, wie der spätere Außenminister Edward Grey betonte - nicht zuletzt, um zwischen 
Deutschland und Rußland einen Keil zu treiben." Der Philosoph Bertrand Russel verließ den 
Club aus Protest gegen die Kriegsabsichten wieder. (Osterrieder, S. 879 f.) 
Alfred Milner hatte sich während seiner Tätigkeit in Südafrika (Krieg gegen die Buren) ab 
1902 mit einer Schar junger, frisch gebackener Absolventen der Universität Oxford umgeben, 
die ihm treu ergeben waren und zu ihm als einer Vaterfigur, Führer und intellektuellem Inspi-
rator aufblickten. Sie wurden unter dem Namen Milners Kindergarten bekannt. "Die Mitglie-
der dieses 'Kindergartens' arbeiteten in den folgenden Jahren an der Errichtung der Südafrika-
nischen Föderation, die 1910 Wirklichkeit wurde." (Osterrieder, S. 884 f.)  
Die meisten spielten später in der britischen Politik, der Presse oder im Hochschulwesen eine 
große Rolle. "Begeistert von der Gedankenwelt ihres Mentors und 'geistigen Vaters' Milner, 
erklärten sich die zumeist jungen Männer des 'Kindergartens' nach ihrer Rückkehr auf die bri-
tische Insel bereit, unter seiner Anleitung den Dienst am Empire fortzuführen, um für den Fall 
eines kommenden Krieges den Zusammenhalt des Weltreiches zu garantieren. So entstand 
nach dreijähriger Vorbereitung 1909 ein informeller Kreis mit dem Namen The Round Table, 
der vielsagend und sicherlich mit Bedacht an die 'Ritter der Tafelrunde' von König Artus an-
knüpfte." (S. 187) 
Mit der Zeit fanden sich an den regelmäßigen Moots neue, ebenfalls einflußreiche Politiker 
und Gelehrte ein. Zum engeren Kreis der voll in die Ideen und Impulse Eingeweihten rechnet 
der bedeutende amerikanische Historiker Carrol Quigley folgende Personen: Lord Milner, 
Lord Esher, Earl Albert Grey, A. J. Balfour, W. T. Stead, Philip Kerr, Lionel Curtis und weite-
re 9 Mitglieder.  
Um sie herum bestand ein weiterer Kreis, der nicht mit allen Aspekten der Sache vertraut ge-
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wesen sein dürfte. Dann kam noch ein äußerer Kreis von Helfern hinzu, der eine relativ große 
Zahl von Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens umfaßte, zu denen auch Sir Edward Grey 
gehörte. "Zur geistigen Heimat des Kreises wurde die Universität Oxford, speziell die Col-
leges Balliol und New College sowie die beispiellose Einrichtung des All Souls College, das 
Leo Amery einmal als den geistigen Kern des Britischen Empire bezeichnet hat." (S. 892 f.) 
Methoden des Wirkens 
"Milner übte ... seinen Einfluß nach englischer Manier indirekt aus, freilassend, der Initiative 
des einzelnen vertrauend, aber doch mit gewaltiger Suggestionskraft, verborgen hinter der 
beiläufigen Betonung eines Wortes oder der bloßen Erwähnung eines Gedankens, mit der 
ganzen Macht seines geistigen Potentials wie seiner moralischen und gesellschaftlichen Stel-
lung. Der Einfluß wurde dadurch verstärkt, daß in verschiedenen Bereichen des öffentlichen 
Lebens 'loyale' Fellows und Logenbrüder wirkten, die scheinbar unabhängig voneinander zur 
selben Zeit den gleichen Impuls in die Welt setzten." (Osterrieder, S. 896) 
Beispielsweise verkündet ein Staatsmann (und Mitglied der Gruppe) eine politische Entschei-
dung. Ungefähr zur selben Zeit veröffentlicht das Royal Institute of International Affairs eine 
Studie über dasselbe Thema, und ein führender Akademiker aus Oxford, ein Fellow aus All 
Souls (und Mitglied der Gruppe) veröffentlicht ebenfalls einen Band über das Thema ... Die 
politische Entscheidung des Staatsmanns wird in einem Leitartikel von 'The Times' einer kriti-
schen Analyse unterzogen und schließlich gutgeheißen, während die beiden Bücher in einer 
einzigen Rezension in 'The Times Literary Supplement' besprochen werden. 
 Sowohl der Leitartikel wie die Buchbesprechung sind anonym, aber von Mitgliedern der 
Gruppe verfaßt. Und schließlich tritt, ungefähr gleichzeitig, ein anonymer Artikel in (der ei-
genen Hauszeitschrift)´The Round Table' für die gleiche politische Entscheidung ein." (Carrol 
Quigley, zitiert von Osterrieder, S. 896 f.) 
Die Einflußnahme auf das englische Pressewesen zur Prägung des öffentlichen Bewußtseins 
war vielfältig. Das Mitglied Geoffrey Dawson war Herausgeber der Times und damit der füh-
rende Zeitungsmann in Großbritannien geworden. Philip Kerr (Lord Lothian) schrieb in der 
Times, in Christian Science Monitor, Spectator, Nation and Athenaeum, International Con-
ciliation und Contemporary Review. Edward Grigg publizierte in den National und Fortnight-
ly Reviews sowie im Observer. Vier Round Tablers gehörten zu den Direktoren der Nachrich-
tenagentur Reuters. 
Auf diese Weise gelang es der Round-Table-Gruppe immer mehr, wesentlichen Einfluß auf 
die Gestaltung der britischen Außenpolitik zu nehmen. Bereits in der ersten Nummer der 
Hauszeitschrift The Round Table im Herbst 1910 "wurde deutlich, daß der Kreis einen Krieg 
gegen Deutschland für wahrscheinlich hielt, ja daß die Eindämmung des deutschen Einflusses 
zum Kernprogramm des Round Table gehörte." Der 1905 Außenminister gewordene Insider 
Edward Grey war das geeignete ausführende Organ. Einen Tag nach der Kriegserklärung Eng-
lands an Deutschland, am 5.8.1914, schrieb F. S. Oliver an seinen Freund Milner: "Was für 
eine Erlösung ist Montagabend gewesen!" (Osterrieder, S. 903) 
Schon in einer preisgekrönten Untersuchung des Schweizer Historikers Jacob Ruchti von 
1916 Zur Geschichte des Kriegsausbruches (Neuauflage Basel 2005) wird gezeigt, wie An-
dreas Bracher in der Schweizer Monatsschrift Europäer Juli/August 2014 resümiert, "daß die 
behauptete Friedensliebe und selbstlosen Vermittlungsversuche der englischen Regierung in 
den Tagen vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges eine Maske waren, hinter der sich bei 
den entscheidenden Akteuren Kriegswille und eine fixierte Feindschaft gegen das Deutsche 
Reich verbanden." 
Ruchti weist z.B. nach, daß der deutsche Botschafter Lichnowsky noch am 1. August 1914 
den englischen Außenminister Grey nach dessen eigener Notiz eindringlich gefragt hat, "ob, 
im Falle Deutschland verspräche, die Neutralität Belgiens nicht zu verletzen, Großbritannien 
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seinerseits das Versprechen, neutral zu bleiben, geben würde." Doch Grey lehnte das ab. "Der 
Botschafter", so berichtet Grey weiter, "drang in mich, ob ich die Bedingungen, unter welchen 
wir neutral bleiben würden, nennen könne.  
Er meinte sogar, daß es möglich wär, die Integrität Frankreichs und seines Kolonialgebiets zu 
gewährleisten." Grey sagte nur, "daß wir unsere Hände frei behalten müßten." Ruchti zieht das 
Fazit, "daß England im Sinne hatte, unter allen Umständen an einem Kriege gegen den deut-
schen Rivalen teilzunehmen." Dazu brauchte es die deutsche Neutralitätsverletzung Belgiens 
als eigenen Kriegsvorwand vor der britischen Öffentlichkeit, der Grey die deutschen Angebote 
verschwieg (a.a.O. S.78 f.). 
Die wahren Vorgänge werden, führt Bracher weiter aus, in einem bemerkenswerten Buch des 
Briten John P. Cafferky: Lord Milners Sekond War bestätigt, das 2013 erschienen ist: 
In Cafferkys Band ist der Erste Weltkrieg das Produkt einer Intrige einer Clique britisch-
englischer Politiker, die seit ca. 1902 darauf hinarbeiteten, ... Deutschland im internationalen 
System zu isolieren, eine anti-deutsche Koalition zu schmieden und diese … auf einen Krieg 
gegen das Deutsche Reich vorzubereiten. Diese Politik wurde in der britischen Regierung von 
einigen Kabinettsmitgliedern getragen, die ein ganzes Jahrzehnt lang das weitere Kabinett 
und die britische Öffentlichkeit über die Reichweite und eigentliche Natur dieser Politik be-
trogen und belogen.  
Abgestützt wurde sie aber auch durch eine Pressepolitik, mit der ein zunehmend anti-
deutsches Klima in Großbritannien und im weiteren Europa geschaffen wurde. Wichtig dafür 
war besonders die Londoner Times, die damals angesehenste Zeitung der Welt, deren euro-
päische Korrespondenten nach Maßgabe dieses anti-deutschen Kurses ausgewählt wurden. 
2013 erschien eine weitere erstaunliche englische Publikation von Gerry Docherty und Jim 
MacGregor: Hidden History - The Secret Origins oft he First World War*, die ebenfalls im 
genannten Europäer-Heft besprochen wird. Der Rezensent, der Engländer Terry Boardman, 
zitiert aus der Einleitung: 
Ein sorgfältig gefälschtes Geschichtsbild wurde nur zum Zweck verbreitet, um die Tatsache, 
daß England und nicht Deutschland für den Krieg verantwortlich war, zu kaschieren. Wäre 
nämlich die Wahrheit nach 1918 in weiten Kreisen bekannt geworden, wären die Folgen für 
die herrschende englische Klasse verheerend gewesen. ...  
Wir zeigen, wie die unvorbereitete Welt - weit entfernt von schlafwandlerischem Hineintappen 
in den Weltkrieg - von unerkannt bleibenden Kriegstreibern in London in eine Falle gelockt 
wurde.  
Wir entlarven die Absicht, Deutschland eines heimtückischen Verbrechens an der Menschheit 
zu bezichtigen oder die Meinung, daß Belgien eine unschuldige, neutrale Nation war, die vom 
deutschen Militarismus überrascht wurde.  
Wir belegen klar, daß der deutsche Überfall auf Belgien nicht ein unüberlegter und willkürli-
cher Angriff, sondern eine Reaktion darauf war, daß Deutschland kurz vor der Vernichtung 
stand. ... Dieses Buch will beweisen, wie skrupellose Engländer einen Krieg ausdachten und 
die dazu nötigen Schritte einleiteten, um Deutschland zu zerstören. 
Die britische Regierung erklärte am 4. August 1914, heute vor 100 Jahren, Deutschland den 
Krieg. 
*Gerry Docherty/Jim Macgregor: Verborgene Geschichte. Wie eine geheime Elite die 
Menschheit in den Ersten Weltkrieg stürzte, Kopp Verlag. …<< 
 


